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Der verkrachte Zweifrontenkrieg
Unerhörte Druckproben erfuhr und beſtand unſere Weſt

front. Nach der Hindenburgſchen Räumung des Gebietes zwi
chen Arras und der Aisne im Vorfrühling 1917, die ein völliges

Durchkreuzen aller feindlichen Angriffsabſichten zur Folge
hatte, konnte der Feind erſt nach längerer Vorbereitungspauſe
zur Ausführung ſeiner Durchbruchsabſichten für das Jahr 1917
ſchreiten. Sollte dieſes Jahr ihm doch endlich den erhofften
Endſieg bringen. So wollte der Franzoſe den aus geſchichtlicher
Ueberlieferung verhaßten Deutſchen, den „Boche“, aus Nord-
frankreich vertreiben, ihn zum Rhein zurückdrücken; ſo wollte der
Engländer an die Baſis unſerer U-Boote die ihm
ſeinen Lebensnerv zernagen, und verſprach hochtrabend bald in
Brüſſel zu ſein. Wir ſehen das Frühjahr, den Sommer und den
Herbſt 1917, gejagt von Durchbruchsverſuchen unſerer Weſtgeg-
ner. Jedoch vergebens! Wohl gelingt ſtellenweiſe ein Einbruch,
doch dieſer iſt nicht ausſchlaggebend für das Schickſal des Krie-
ges. Einbrüche ſind keine ſtrategiſchen Erfolge,
ſondern haben nur taktiſche, rein örtliche Folgen, deren
Wirkung nicht über den eng umgrenzten Rahmen des betreffend
Frontteils hinausgeht.

Je mehr das Jahr 1917 ſeiner Neige zuging, deſto heftiger
und zeitlich ſchneller in der Folge wurden die feindlichen Durch-
bruchsverſuche. Den Frühjahrs- und Sommerkämpfen an der
Aisne, in der Champagne und bei Arras ſchloſſen ſich
die verzweifelten Anſtürme bei Verdun, am Damen-
wege, zwiſchen Craonne und Berry-au-Bac, ſowie die zum

angriffe und die Schlacht von Cambrai an.
Ueberblicken wir dieſe Ereigniſſe einmal logiſch von Fein-

desſeite aus.
Weshalb mußten ſie alle ſein Darauf antwortet in einer

ſoeben im Verlage von Karl Siegismund in Berlin erſchienenen
Broſchüre „Wir ſchaffen's!“ Hauptmann im Generalſtab
BVodo Zimmermann wie folgt: Hat nicht England Hun-
derte von Malen erklärt, daß es warten könne, und wenn der
Krieg bis 1920 dauere Sollten wir nicht ſchon längſt völlig
ausgehungert ſein, ſtand nicht nach Angaben der Entente unſer
wirtſchaftlicher Zuſammenbruch ſeit drei Jahren jedesmal „ganz
beſtimmt im nächſten Frühjahr“ bevor? Alſo warum opferten
England und Frankreich Hunderttauſende von Menſchen in ſinn-
Ioſem Frontalangriff, warum ſuchten jene verzweifelt die Ent-
ſcheidung, die ſie bisher aber nicht finden konnten und
auch erſt haben werden, wenn Hindenburg es will? Die
Löſung iſt einfach, ſie liegt im damals ſchon drohenden Zu
ſammenbruch des „Zweifrontenkrieges“.

Jn dem Wort „Zweifrontenkrieg“ liegt der militäriſche
Kriegsplan der Entente, liegt oder vielmehr lag ihr Hoffen und
Trachten. Mit dem Schwinden dieſes Begriffes trägt die
Entente ihre Hoffnung auf einen glücklichen Kriegsaus-
gang zu Grabe darüber kann und darf uns kein noch ſo
großes Kriegsgeſchrei von drüben mehr täuſchen.

Der Krieg splan der Entente iſt zuſammenge-
rochen dieſe Kataſtrophe fühlten England und Frankreich

ſchon nahen, als die ruſſiſche Revolution die ja von England
in Szene geſetzt war, um den ruſſiſchen Bären, der mit zer-
zauſtem Fell ſich ſo gern zur Ruhe legen wollte, durch Vorhalten
neuen Honigſeims zum Weiterringen zu veranlaſſen als dieſe
ruſſiſche Revolution in eine ganz andere Richtung zu ſchlagen
drohte. Da begann der Kriegsplan der Entente bereits zu wan
ken Dieſe ganze Zeit, vom Februar bis zum November 1917
war der Todeskampf des Zweifrontenkrieges, der ſich in krampf
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isverwaltung und vieler anderer Behörden
158. Jahrgang.

haften Zuckungen und letzten verzweifelten Kraſtanſtrengungen g tändigkeit des Deutſchen Reiches hat der Herr Vorredner voll
äußerte. Der nun kommende Rückſchlag wird um
ſo größer werden!

Die Friedensverhandlungen.
erfahren durch die Winkelzüge und hartnäckigen Unverſchämt-
heiten des Herrn Trotzki eine Verzögerung, die an Obſtruk-
tion grenzt. Es berührt peinlich, mit welchem Uebermaß von
Entgegenkommen und Höflichkeit Herr v. Kühlmann dieſe
dreiſten Anmaßlichkeiten aufnimmt, anſtatt einfach die Verhand
lungen, die keine Verhandlungen, ſondern nur noch unver-
ſchämte, hartnäckig feſtgehaltene Forderungen der ruſſiſchen
Anarcho Sozialiſten darſtellen, abzubrechen und die ruſſiſchen
Unterhändler mit leeren Händen heimzuſenden. Es wird ſich
dann ſehr ſchnell zeigen, daß das ruſſiſche Volk nicht mit ſich
ſpaßen läßt und den ideologiſchen Halbgöttern ſehr ſchnell den
Sinn für die Wirklichkeiten erwecken würde.

Aus BreſtLitowsk werden unterm 14. d. M. lang-
atmige Erörterungen zwiſchen Kühlmann und Trotzki
berichtet. Die Verbündeten bezeichnen zunächſt die ruſſiſchen
Vorſchläge betr. der beſetzten Gebiete als unannehmbar. So-
wohl die Frage der Volksabſtimmung wie der Räumung könn-
ten nach dieſen Vorſchlägen nicht gelöſt werden. Herr von
Kühlmann macht folgende äußerſte Gegenvorſchläge:

Zu 1.: Die Behauptung, das Selbſtbeſtimmungs-
recht ſtehe Nationen und nicht auch Teilen von Natio-
nen zu, entſpricht nicht unſerer Auffaſſung. Auch Teile von
Nationen können Selbſtändigkeit und Abſonderung rechtmäßig
beſtimmen. Es iſt hierbei keineswegs angenommen, daß die
Okkupationsgrenze a maßgebend ſein ſoll. Kurland,Litauen und Polen bilden, auch hiſtoriſch genommen,
politiſche Einheiten.Deutſchland und Oeſterreich- Ungarn haben nicht die
Abſicht, ſich die von ihnen beſetzten Gebieteeinzu-
verleiben oder die fraglichen Gebiete zur Annahme
dieſer oder jener Staatsform zu nötigen und müſſen
ſich und den Völkerſchaften der beſetzten Gebiete für den Ab-
ſchluß von Verträgen aller Art freie Hand vorbe-
halten.

Zu 2.: Eine Zurückziehung der Heere iſt, ſolange
der Weltkrieg dauert, un m öglich, jedoch kann angeſtrebt
werden, die Truppen, falls es die militäriſchen Umſtände ge
ſtatten, auf diejenige Zahl zurückzuführen, die zur Auf
rechter haltung der Ordnung und der techniſchen Be
triebe unbedingt nötig iſt. Die Bildung einer nationalen
Gendarmerie kann angeſtrebt werden. Was die Rückkehr
der Flüchtlinge und der Evakuierten betrifft, ſo wird wohl-
wollende Prüfung von Fall zu Fall zugeſagt. Dieſe Frage
kann einer beſonderen Kommiſſion überwieſen werden.

Zu 3. Der ruſſiſche Vorſchlag iſt in ſeinen Einzel-
heiten nicht klar genug. Mit der fortſchreitenden Annähe-
rung des allgemeinen Friedens ſoll aber den gewähl-
ten Vertretern der Vevölkerung in immer ſteigendem Umfange
die Mitwirkung auch an den Verwaltungsaufgaben eingeräumt
werden.

Zu 4. Die verbündeten Delegationen ſind grundſätzlich be-
reit, zuzuſtimmen, daß ein Volksvotum auf breiter
Grundlage die Beſchlüſſe über die ſtaatliche Zugehörig-
keit der Gebiete gutheißt. Eine einſeitige Feſtlegung auf
ein Referendum erſcheint unpraktiſch.

Auch die von der Regierung der Volkskommiſſare anerkann-
ten Staatengebilde, wiez V. Ukraine und Finland, ſind
nicht im Wege eines Referendums entſtanden.

Dieſe weitgehenden Vorſchläge bilden den äußerſten
Rahmen, innerhalb deſſen die verbündeten Regierungen eine
Verſtändigung noch erhoffen können. Dieſe Ver-
ſtändigung iſt nur möglich, wenn auch Rußland den
ernſten Willen zeigt, zu einer Vereinbarung zu gelan-
gen. Nur unter der Vorausſetzung ſolcher Jntentionen können
die Delegationen der verbündeten Mächte noch an der Hoffnung
auf eine friedliche Beilegung der Konflikte feſthalten.

Trotzki erwiderte abermals hinhaltend und polemeſiert
u. a. gegen die Ausführungen des Generels Hoffmann. Er
ſucht durch allerhand ſophiſtiſche Darlegungen die maximaliſti-
ſchen Forderungen zu rechtfertigen. Das Recht, ſich des Schick
ſals der Völker in den beſetzten Gebieten anzunehmen, ſchöpfe
er aus einer etwas reſtriktiven Jnterpretation des Selbſtbeſtim-
mungsrechts der Völker.

Herr v. Kühlmann ſtellte daraufhin folgendes feſt:
Was die Rede des Herrn Generals Hoffmann be-

trifft, möchte ich ſowohl für mich, als für den Herrn General
Hoffmann ausdrücklich das Recht vorbehalten, auf dieſe
Angelegenheit zurückzukommen. Die ſtaatsrechtliche Zu

kommen richtig charakteriſiert. Der Herr Reichskanzler,
der einzig verantwortliche Reichsminiſter, erteilt auf dem
ſamten Gebiete der auswärtigen Politik die für ſeine Organe
maßgebenden JInſtruktionen. Uebrigens iſt bei der engen
politiſchen Uebereinſtmmung, in der ich mich
mit Herrn General Hoffmann befinde, vollkommen
ſelbſt v erſtändlich, daß zwiſchen unſeren Auffaſſungen
keinerlei Zwieſpalt beſteht. Der grundlegende Unter
ſchied zwiſchen unſerer Auffaſſung und der der ruſſiſchen Dele
gation iſt, daß wir im Gegenſatz zu ihr auf dem Vorhan
denen aufbauen und daß wir es ablehnen, aus reiner
Liebedienerei gegen die Theorie erſt einen
luftleeren Raum zu ſchaffen. Ueberraſcht hat mich
die geringſchätzige Bewertung der Urteile des oberſten am e
rikaniſchen Gerichtshofs durch Herrn Trotzki.
Im übrigen nahm ich mit Befriedigung Notiz von dem Schluß
der Ausführungen des Herrn Vorredners, daß er und ſeine
Delegierten nunmehr geſonnen ſind, in wirkliche Dis
kuſſion und Klärung der Einzelheiten der uns trennenden
Auffaſſungen einzutreten. Jch ſchlage vor, uns an die von der
ruſſiſchen Delegation vorgeſchlagene Arbeitsmethode zu halten,
um über die vier Punkte, wie ſie in unſerer Antwort aufgenom
men worden ſind, nun wirklich in die Detail-Diskuſſion ein
zutreten. Jch hoffe, daß wir in wenigen Tagen ſo
weit ſind, zu ſagen, ob die Schwierigkeiten überwunden werden
können oder der hier gemachte Verſuch aufgegeben
werden muß.

Trotz ki kommt danach immer wieder auf die Räu
mung der beſetzten Gebiete zurück, die nochmals ent
ſchieden als unmöglich abgelehnt wird.

Die Fortſetzung der Verhandlungen an
15. d. M. ergab keine Fortſchritte. Trotzkis Verlangen auf Zu
ziehung von Vertretern der beſetzten Gebiete führte zu keiner
Verſtändigung, da keine Einigung über die Auswahl dieſer
Vertreter zu erzielen war.

Jm Anſchluß an dieſe Erörterungen ſtellte der Staatsſekre-
tär v. Kühlmann feſt, daß die abweichenden Anſichten der
verhandelden Parteien über die Frage, welche Bedeu-
tung den Beſchlüſſen der in den beſetzten Gebie-
ten beſtehenden Vertretungskörper zukomme, ſich a
durch eingehende Diskuſſionen auf einer mittleren Linie nich
hätten vereinigen laſſen, indem er hinzufügte, daß dieſer
Umſtand an ſich nicht notwendigerweiſe zum Scheitern
der Verhandlungen führen müßte, da ja die verbündeten
Delegationen ſich von Anfang an auf den Standpunkt geſtellt
hätten, eine beſtätigende Volkskund gebung auf brei-
ter Baſis in Ausſicht zu nehmen. Gelänge es, über die Be
dingungen dieſer Volkskundgebung Uebereinſtimmung zu er
zielen, ſo würden die Meinungsverſchiedenheiten darüber, ob
dieſe Volkskundgebungen als konſtituierend oder konfirmierend
anzeuſehen ſeien, ſeiner Anſicht nach ein Scheitern der
Verhandlungen mit ſeinen weitreichenden Folgen nicht
zu rechtfertigen vermögen.

Man geht dann mit Trotzkis Einverſtändnis zu
Räumungsfrage über, bezüglich deren Herr v. Kühl-
mann in ſeiner Erwiderung erklärt, er müſſe es als ausge
ſchloſſen bezeichnen, für die Räumung der in Artikel 2
des deutſch-öſterreichiſch- ungariſchen Entwurfes angeführten Ge

biete einen Zeitpunktins Augezufaſſen, der nicht
mit dem Abſchluß des allgemeinen Friedens
rechne. Weitere Sicherungen, als in Artikel 1 vorgeſehen,
könnten ſeitens der Verbündeten, ſolange der allgemeine Krieg
dauere, unmöglich aufgegeben werden.

Herr Trotzki entgegnete, daß er in der Regelung der
Exiſtenz der fraglichen Völker gemäß ihrem Willen die beſte
Sicherung gegen ein Wiederaufleben des Krieges an der Oſt
front erblicken würde.

Staatsſekretär v. Kühlmann ſtellte feſt, daß zwiſchen
den Parteien Uebereinſtimmung herrſche in dem Wunſche, mög
lichſt bald den durch den Krieg geſchaffenen Zuſtänden ein Ende
zu machen, wiederholte aber, daß es aus den dargelegten
Gründen untunlich ſei, die militäriſchen Sicherungen vorzeitig
zu ſchwächen. Nach einer Erwiderung der ruſſiſchen Delegation
wurde die Sitzung auf nachmittags 5 Uhr vertagt.

Jn der Nachmittagsſitzung ſollte man auf Vor
ſchlag Kühlmanns zur Erörterung der Frage der Abſtim-
mung über die künftige politiſche Zugehörigkeit beſetzter ruſſi
ſcher Gebiete übergehen. Herr Trotzki verbeißt ſich indes
nochmals auf die Räumungsfrage und verlangt dann die Rück
kehr der Flüchtlinge und Evakuierten, wofür er zuſagt, das ein
ſchlägige Material der deutſchen Regierung zugänglich zu machen.
Danach vertagt ſich die Verſammlung.

Während des Vormittags des 16. d. M. verſam
melten ſich die Delegationendervier verbündeten
Mächte zu einer vertraulichen Tee enStaatsſekretär v. Kühl mann gab in längerer Rede Ausku



Wer den Stand der mit der ruſſiſchen Vertretung in den letzten
T geführten Verhandlungen rn der politiſchenterritorialen Fragen. Die Seringenben er verbündeten

Vertretungen brachten dem Staatsſekretär einmütig ihren Dank
und ihre vollſte immung zum Ausdruck. Eine vertraulicheBeſprechung des Se Czernin mit den ukrainiſchen

Delegierten, an w die deutſche Delegation teilauch
nahm, führte zur Herſtellung des prinzipiellen Ein

vernehmen s über das künftige Berhältnis in den zwiſchen
den Miſtelmächten und der Ukraine betreffenden

fragen. Für morgen iſt eine Fortſetzung dieſer Befpre
ungen anberaumt. Es ſollen dann auch wirtſchaftliche

Fragen erörtert werden.

Aus dem Oſten
Ruſſiſcher Kriegs oder Friedenswille

Von der ruſſiſchen Grenze wird gemeldet: Der Arbeiter
und Soldatenrat lehnte in der letzten Sitzung ſeines
Hauptausſchuſſes mit größter Stimmenmehrheit den Antrag
Jnowjews, der die Aufſtellung einer großen Frei-
willigen- Armee zur Serteidigung der ruſſiſchen Revo
lution fordert, a d. Dieſe Freiwilligen-Armee ſollte die Wie
deraufnahme der Feindfeligkeiten in die Hand
nehmen für den Fall, daß die Friedensverhandlun-
gen in BreſtLitowsk ſcheitern ſollten. Ein zur Verleſung
gekommenes Gutachten des ruſſiſchen Generaliſſimus Kry-
lenko hält die Wiederaufnahme der Feindſeligkeiten aus tech
niſchen Gründen für wn möglich. Jm letzteren Falle wäre
es möglich, einen Kleinkrieg zu organiſieren, der aber mit Leich-
tigkeit von den Zeutralmächten paralyſiert werden könnte. Der
Veſchluß des Arbeiter- und Soldatenrates iſt ein neuer Beweis
für die unerſchütterliche Friedensliebe der Mehr-
heit des ruffiſchen Volkes

Attentat auf Lenin.
Petersburg, 15. Januar. (P. T.-A.) Als Lenin geſtern

eine Abteilung der ſozialiſtiſchen Roten Garde, die zur
Front abging, begleitet hatte und im Automobil zurückkehrte,
wurden auf dieſes ver Revolverſchüffe ohne Er-
folg abgefeuert.

Gegen die Ententehetzer.
Von der ruſſiſchen Grenze wird der „Nat.-Zig.“ gemeldet:

Krylenko ordnet auf Grund eines Veſchluſſes des Rates der
Volksbeauftragten zwangs weiſe Entfernung aller
Agenten der alliterten Mächte, ſoweit ſie ſich noch in
der Kriegszone aufhalten, an. Jn Minfk wurden ſechs fran
zöſiſche Offiziere, die ſich hier verſteckt hatten, ver

aftet und nach Petersburg gebracht.
Die ruſſiſche Vertretung in Japan.

Die „Köln. Ztg.“ meldet von der Schweizer Grenze: Ein
unger Rufſe, der früher in Japan ſtudierte, traf inokio ein und teilte ſeine Ernennung zum ruſſiſchen

Botſchafter mit. Die japaniſche Regierung lehnte ab,
den maximaliſtiſchen Gefandten anzuerkennen. Der bisherige
ruſſiſche Botſchafter weigerte ſich, das Amts
tgebäude zu verkaſſen.
Mitteleuropäiſche Zeit und gregorianiſcher Kalender für Riga

und Oeſel.
Königsberg, 16. Januar. Durch eine Verordnung wurden

für das Gouvernement Riga ſowie für die Jnfel O eſ el der
e niſche Kalender, ſowie die mitteleurvpäiſche Jeit einge

Aus dem Weſten
England in Erwartung des letzten Waffenganges.

Bafel, 15. Januar. „Daily Mail meldet: Der letzte
Waffengang an der Weſtfront wird nicht zu vermeiden
ſein, nachdem der Gegner auf die Friedenszielreden Lloyd
Georges und Wilfons bisher beharrlich ſchweigt. Aber
die Entſcheidung der Waffen, wie ſie auch fallen
möge, wird nicht Englands Stellungnahme
ändern.“

Na na! kleiner Schäker!
Keine Ausſprache über Cambral.

Haag, 16. Januar. Jm engliſchen Unterhauſe teilte Bo
nar Law mit, daß die engliſche Regierung auf Grund der
vom Generalſtab und vom Kriegsminiſterium nachgeprüſten
Berichte Haigs über die Vorkommniſſe bei Cambrai am
80. November zu dem Urteil gelangte, daß alle Maßnahmen
getroffen waren, um den deutſchen Stoß aufzufangen. Die Re-
gierung hält eine Ausſprache über die Schi richt im
öffentlichen Jntereſſeliegend und
daß für die Zukunft Vorſorge getroffen iſt.

Erhöhung der Soldatenlöhne in Frankreich.

Baſel, 16. Januar. Wie Havas aus Paris meldet, hat
das Miniſterium eine Vorlage eingebracht auf Erhöhung
der Soldatenlöhne von 1 auf 3 Franks täglich.

Zur Verhaftung Caflkauxs.

Ro 16. Januar. (Stefani.) „Giornale d'Jtalia“
eibt: s Geheimfach, das Caillaux ſeit 1914 in

loren z unter dem Namen „Madame Renouard“, dem Na-
men ſeiner Frau, beſaß, iſt letzte Woche geöffnet worden.
Es enthielt Schmuckſachen im Werte von ungefähr einer
halben Million, ruſſiſche, engliſche und portugieſiſche Staats-
z piere im Werte von anderthalb Millionen und drei poli-

iſche Aktenmappen. Die erſte Mappe enthält unter
dem Titel „Meine Ablehnung“ Brieſe, die zwiſchen Caillaux
und einigen Züricher Perſönlichkeiten gewechſelt ſind, und ihn
dringend um Geld und Päſſe bitten, um nach Frankreich gehen
zu können. Caillaux lehnt beſtändig ab. Die zweite Alten-
mappe enthält Briefe mehrerer franzöſiſcher Zeitungs-
chriftſteller, beſonders Almereydas. Jn allen die-
en Papieren findet ſich keine Anſpielung auf italieniſche Poli-

er oder Zeitungsſchriftſteller oder auf italieniſche Angelegen-
heiten. Die dritte Aktenmappe iſt die umfangreichſte, wichtigſte
und eindrucksvollſte. Sie iſt in zwei Teile geſchieden und ent-
hält ein ausführliches und merkwürdiges politiſches Pro-

ramm, das von Caillaux aufgezeichnet und unterſchrieben
und das in Frankreich verwirklicht werden ſollte, wenn er,

wie er hoffte, zum l ernannt worden wäre.
Dieſes Programm würde in Wirklichkeitein Attentat'gegen
den Staat dargeſtellt haben. Es wäre eine wirkliche Umwäl-

der ſranzöſiſchen politiſchen Einrichtungen, eine UmſtürzungS Umgeſtaltung der öffentlichen Gewalten und Aemter.

ailſanx gibt d Rantt der Deputierten, Sena

iberzeugt,
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toren und Generäle an, die er als ſeine Mit arbeiterzur Verwirklichung ſeines Vorhabens in ſein Miniſterium be
rufen haben würde. Caillaux würde die Verhaftung
Poincares und aller derjenigen, die die öffentlichen Ange

r re et Zeit leiteten, v r.u s an n. esn neuer tet gene vor,
militäriſche Oberbefehl an der Front dem Senat
Sarrail anvertraut und nach Paris zwei Sonderregi-
jmenter, aus korſiſchen Soldaten gebildet, berufen n
ſollten mit ihren Generalen, die Caillaux als ſeine ergebenen
Freunde betrachtete. Er hätte dann durch die Kammer das Pro-
jekt genehmig enlaſſen, das Caillaux den „Rubicon“ nannte und
das ihm die abſolute Gewalt gab. Es handelte ſich um
einen wirklichen Staatsſtreich. Kammer und Senat wür
den aufgelöſt worden ſein. Gleichzeitig hätte Frankreich die
äußerſte Anſtrengung zu machen um irgendeinen Sieg
an der Front und einen diplomatiſchen Sieg davon zu tragen,
um im Glanze dieſes Sieges einer Volksabſtimmung den Frie
densvorſchlag und den Friedensvertrag unterbreiten zu
können. Die neue Regierungsform in Frankreich wäre im
weſentlichen von der gegenwärtigen Regierungsform verſchieden
geweſen, wenn die republikaniſche Staaksform gewahrt worden
wäre. Die neue Regierungsform hätte den Senat mehr be-
ſchränkt als gegenwärtig und die Kammer noch mehr in ihren
Befugniſſen eingeſchrünkt. Jm übrigen wäre der Staat beibehal
ten worden mit Machtbefugniſſen, die von den gegenwärtigen
ſehr verſchieden wären. Dieſer phantaſtiſche Plan Caillauxs
war voll von Einzelheiten über die Zuſammenſetzung des neuen
Miniſteriums, über die Militärregierung von Paris während
des Regierungswechſels und über die dipiomatiſchen Vertreter
Frankreichs im Auskande, die ſämtlich gewechſelt worden wären.
Der frühere Miniſter Leygues wäre zum Botſchafter in Rom
ernannt worden.

Die Nachforſchungen ſind im Auftrage der Unterſuchungs-
kommiſſion der franzöſiſchen Juſtizbehörden allein durch die ita-
lieniſchen Behörden vorgenommen worden.

Die franzöſiſche Kammer und der Streich gegen Caillaux.
Die franzöſiſche Kammer erörterte die Jnterpella-tion des ſogialiſtiſchen Abgeordneten Lafont über die Maß

nahmen, die die Regierung zu treffen gedenke, um den Rechts
grundſätzen in der Angelegenheit der Unterſuchung im Falle
Caillkaux Achtung zu verſchaffen. Lafont wies darauf hin,
daß gewiſſe Unterſuchungen in Jtalien nicht in Ueberein
ſtimmung mit dem geltenden Recht ſtattgefunden hätten. Bei
der Oeffnung des Geldſchrankes ſei gleich eine Formalität unbe
achtet gelaſſen worden, nämlich die Anweſenheit des
Angeklagten. Dieſer könne darum die Echtheit des
aufgefundenen Schriftſtückes beſtreiten.

Unterſtagatsſekretär Jgnace erflärte: Als man vor eini
gen Tagen von dem Vorhandenſein eines dem Angeklagten ge-
hörenden Geldſchrankes erfuhr, bat der Unterſuchungsrichter die
Behörde um Ernennung eines Unterſuchungsausſchuſſes, der ſich
an die italieniſche Regierung zu wenden hatte. Von dieſem
Augenblick an ſtand den Juſtizbehörden des fremden Landes die
Oeffnung des Geldſchrankes zu. Dies geſchah in aller Ordnung
und auf loyale Weiſe.

Die äußerſte Linke erhob Einſpruch. Die Mehrheit
der Kammer blieb ruhig.

Miniſterpräſident Clemenceau antwortete von ſeinem
Platze aus, er könne Lafont dasſelbe antworten, was Jgnace

ihm geſagt habe, nämlich, daß die franzöſiſche Juſtiz
nur auf franzöſiſchem Gebiet fo uverän ſei. emencegu
ſagte weiter: Wir ordneen den Ausſchluß an die italieniſche
Regierung ab. Dieſe iſt eine ehrenhafte Regierung. Wir
haben kein Recht, zu den italieniſchen Beamten kein Vertrauen

zu haben und nicht zu glauben, daß die italieniſche Regierung
nicht nach dem Geſetz verfahren iſt. Und wenn ſie es getan
hätte, ſo wären wir nicht dafür verantwortlich.

Die einfache, von der r angenommene Tages-
ordnung wurde mit 369 gegen 105 Stimmen angenommen.

Lanſing als Denunziant gegen Caillaux.
Verlin, 17. Januar. Der „Voſſ. Ztg.“ zufolge läßt Cle-

menceau in der Preſſe erklären, die Depeſche Lan-
ſings, die die Verhaftung Caillaux' veranlaßte,
werde veröffentlicht werden.

Caillaux foll vor das Militärgericht.
Genf, 16. Januar. „Corriere della Sera“ meldet aus

Paris, daß ſich das Militärgericht gegen Cailkaux bereits
vor 8 Tagen als zuſtändig erklärt hat.

Der Krieg gegen Italien
Eine italieniſche Reſervearmee gegen eine deutſche Offenſive.

Bern, 15. Januar. Verſchiedene italieniſche Blätter for-
dern die Bildung einer ſchnell und leicht verſchieb-
baren Reſervearmee für die italieniſche Weſtfront, da-
mit ſie bei der zu erwartenden Offenfive an der am ſtärkſten
bedrohten Stelle der Ententefronten eingeſetzt werden könne.
Der militäriſche Mitarbeiter der „Tribuna“ glaubt, daß die
Mittelmächte genügende Kräfte für zwei gleichzeitige Offenſiven
frei machen können.

Der Seekrieg
Wo ſteckt die Grand Fleet

Berlin, 16. Januar. (Amtlich.) Am 14. und 15. Ja
nuar unternahmen leichte deutſche Streitkräfte einen
Streifzug durch die füdliche Nordſee. Sie trafen
weder feindliche Kriegsſchiffe noch Handels-
fahrzeuge an, trotzdem ſie nördlich der Themſfemün-
dung bis dicht unter der engliſchen Küſte vorſtießen. Dort
nahmen ſie wichtige Hafenanlagen auf nächſte Ent-

e W a c. ma e e
Bern, 15. Januar. Der „Petit Pariſten vehet ad

Breſt: Der d St. Mathien“ wurde heftigFeuer ne See verſenkt. Dre en e
ung wurden getötet und mehrere verwundet.

Der Krieg mit Amerika,
Amerikaniſcher Länderkauf.

Lauf „Bafſelrer Nachrichten meldet Havas aus Reuyork:
r Staaten haben Holländiſch-Guyano

ekau
Die RNachri wiederholt etaucht, aber biger ſpe keit war ſchon wiederholt aufgetaucht, r bis

Wie Amerika ſein Heeresprogramm verwirklichen will.
Waſhington, 16. Januar. Auf Erſuchen des Kriegsdepar

tements brachte Chamberlain, der Vorſitzende des Mi
litäragusſchuſſes des Senats ein Geſetz im Senat ein auf
militäriſche Regiſtrierung aller männlichen Perſo
nen, die ſeit dem 5. Juni 1917 das 21. Lebensjahr erreicht hat-
ten. Die Maßnahme iſt dazu beſtimmt, die Forderungen
des Oberſt-Marſchalls Generals Growder zur Ausführung

zu bringen, ſo lange der Krieg dauert, jährlich 700000
Mann in die Armee einzuſtellen.

Die Neutralen
Zum Bombenabwurf auf Kallnach.

Bern, 16. Januar. Der franzöſiſche Miniſter
des Auswärtigen hat dem ſchweizeriſchen Geſchäfts
träger in Paris das lebhafte Bedauern der franzöſiſchen
Regierung über den Zwiſchenfall ausgedrückt, der durch den

Bombenabwurf auf Kallnach verurſacht worden iſt.
Gleichzeitig hat er mitgeteilt, daß eine ſtrenge, zur Zeit woch
nicht ab geſchloſſene Unterfuchung angeordnet worden iſt. Des
gleichen hat auch der franzöſiſche Botſchafter in Bern beim
Bundespräſidenten vorgefprochen. Die franzöſiſche Regie
rung hat ſich bereit erklärt, den geſamten, durch das Bom-
bardement entſtandenen Schaden zu erſetzen.

Lebensmittelkrawalle in Spanien.
Madrid, 15. Januar. Die durch die Teuerung hervor

gerufene Unzufriedenheit nimmt im größten Teile der
Provinz immer größeren Umfang und an einigen Punk-
ten eine beunruhigende Wendung an. Telegramme aus
Santander, Makaga, Valencia und Barcelo-
na berichten über Kundgebungen, ausſchließlich von
Frauen veranſtaktet. Jn Borcelong wurden über 90
Frauen beim Einſturz der Treppe der Präfektur, die von der
Menge beſetzt worden war, verletzt. Jn Santander fanden
Zuſammenſtöße zwiſchen Frauen und der Polizei ſtatt. Fn
Malaga warfen über tanſend Frauen mit Steinen gegen die
Bürgerhäuſer. Die ſtädtiſchen Büros wurden beſchädigt. Die
Kaffeehäuſer und Klubs wurden durch die Gendarmerie ge
räumt. Die Blätter drücken die Zuverſicht aus, daß die Re
gierung die änßerſten Anſtrengungen machen werde, um der
Lage Herr zu werden.

Nichtachtung der holländiſchen Nentrafisät durch engliſche
Fliegeroffiziere.

Wie wenig engliſche Flieger bei ihren Luftangriffen gegen
das Rheiniſch-Weſtfäliſche Jnduſtriegebiet die holländiſche

Neutralität achten, beweiſt ein Fund aus einem abgeſchofſe-
nen engliſchen Flugzeug. Es ſind uns hierbei eine General-
ſtabskarte mit eingezeichneten Flugwegen und eine auf ei-
nen Pappdeckel gezeichnete Routenkarte in die Hände gefallen.

Die Generalſtabskarte zeigt deutlich den Hin- und Rück
flug, den der engliſche Flieger unter Richtachtung der hollän
diſchen Neutralität gewählt hatte, um auf die raſcheſte Weiſe
das Jnduſtriegebiet von Aachen--Köln zu erreichen.

Beide Wege führen ſiber holländiſches Gebiet, und zwar
kreuzt der ſüdliche Kurz (Hinflug: Dünkirchen-Gent-- Mag
ſtricht--Aochen--Köln) von weſtlich Maaſtricht bis weſtlich
Aachen auf einer Strecke von 24 Kilometer den Südzipfel der
holländtſchen Provinz Limburg.

Der nördlich Kurs (Rückfluge Köln--Weert nördlich Ant
werpen ſüdlich Hulſt, nördlich Brügge--Dünkirchen) ſchnei-
det ſogar an drei Stellen holländiſche Gehietsteile: a über
Roermond--Weert auf eine Strecke von 44 Kilometer, b) ſüd-
lich Hulſt--Axel vorbei auf eine Strecke von 21 Kilometer, e)
ſüdlich Aardenburg vorbei auf eine Strecke von 7 Kilonreter,
zuſ. 72 Kilometer. Die Routenkarte enthält die Flugzeit für
die einzelnen Teilſtrecken des ſüdlichen Kurſes.

Der Fund iſt ein neuer Beweis dafür, daß es ſich bei
Grenzverletzungen engliſcher Flieger keineswegs um Zufälk-
ligkeiten, ſondern um bewußte, planmäßige Verletzungen der
holländiſchen Neutralität handelt.

Beſchimpfung Rußlands durch die Entente.
Als die Bolſchewiki in Rußland ans Ruder kamen, war

es ſehr intereſſant zu beobachten, wie ſich die Preſſe der Ver
bündeten, namentlich die engliſche und die franzöſiſche, dazu
ſtellte. Es war ein charagkteriſtiſches Spiel, das von abwar-
tendem Schweigen zu freundſchaftlicher Mahnung und zu ge
lindem Druck überging, ſich dann zur wütenden Beſchimp-
fung ſteigerte und ſchließlich wieder den Uebergang zur vor
ſichtigen Anknüpfung fand. Als die ſtillen Hoffnungen und
Wünſche für den ſchnellen Sturz der neuen Machthaber ſich

erfüllten, da ſchlugen die Verbündeten einen anderen
on an.

Jn der „Daily Mail“ ſchrieb Lovat Fraſer, daß kein So-
zialiſt „unter dem Banner dieſer rattengleichen Schleuſen-
bewohner“ marſchieren werde, und fragte ſpöttiſch, ob es denk-
bar ſei, daß eine Gemeinſchaft von Nationen ſich „an den
Rockſchößen dieſes lächerlichen kleinen Mannes“, Lenin,
ſchleiſen laſſen werde. „Wir müſſen den Leninismus und alle
ſeine Werke verfluchen und können mit vaterlandsloſen Ver
rätern nicht zuſammengehen.“

„Morning Poſt“ ſprach von Krylenko als „einem deutſch
füdiſchen Spion, alias Aaron Abraham“ und von „Lenin,
aktas Zederbaum“ als „Judas Jſchariot.“

Der Lyvner „Progres“ meinte: „Es liegt hier eine un-
gemein perfide Demagogenberechnung vor“, und von dem
friedenswilligen Ruſſenvolke wird dort geſagt, die Leniniſtenfernung bei guter Beobachtung mit über 300 Schuß unter

wirkſames Artilleriefeuer.

Minen vor Auſtralien
Vern, 15. Januar. Einer Melbourner Meldung der in

Paris erſcheinenden „Chicago Tribune“ zufolge kündigte die
auſtraliſche Admiralität an, daß letzthin eine Anzahl Kauf-
fahrteiſchiffe von großem Tonnengehalt in den
auftraliſchen Gewäſſern durch treibende Minen ver-
nichtet wurden. Jn gewiſſen Teilen der auſtraliſchen Ge-
wäſſer ſollen Treibminen, die angeblich von „neutralen“ Schif-
fen gelegt wären, ſehr zahlreich ſein.

Verſenkt.

Amſterdam, 15. Januar. Der Rotterdamer Dampfer
„Weſtpolder“ iſt 15 Meilen nordweſtlich von Scheveningen
geſunken. Man weiß nicht, ob das Schiff torpediert oder
auf eine Mine gelaufen iſt. Von den 18 Mann der Beſatzung
wurden 12, darunter zwei Schwerverwundete, in Schevenin
gen gekandet. Auch ein Toter wurde an Land gebracht.

könnten nur inſoweit handeln, als ſie eine blinde Maſſe fän-
den, die ihnen gehorche. Der „Progres“ beſchuldigte gleich-

zeltig Trotzki der Zweideutigkeit und meinte, um die Maſ-
en beßer zu täuſchen, habe er die Anſchauung zu erwecken
verſucht, als handele er in Nebereinſtimmung mit den Bot-
ſchaftern der Verbündeten in Petersburg.

Die „Times“ tobte: Wenn ſich die Alliierten ſagen müß-
ten, daß der Antrag dem Willen des ruſſiſchen Volkes ent
fpräche, ſo würde ſie das Gefühl, verraten zu ſein, mit Ent
rüſtung erfüllen. Sie wüßten aber, daß die Maximaliſten
eine Horde von Anarchiſten und Fanatikern ſeien. Die „Ti-
mes“ ſprach weiterhin das Vertrauen auf den „Sturz dieſer
lächerlichen Regierung“ aus.

Der „Gaukois“ ſchrieb: „Um dieſe Beſeſſenen, die die
Ehre eines Landes vpfern wollen, zu erledigen, gibt es nur
ein Mittel den HungerJm „Journat des Debats“ ſchrieb Auguſte Gauvain:
„Nur die Aushungerung Rußlands kann noch eine Wendung
der Lage erzielen. Wenn das Volk ſich in Gefahr ſieht vor
Hunger zu ſterben, wenn ſeine Leiden ſich täglich ſeigern und
und ſchließlich unerträglich werden, dann wird es ein
woßin die Lente, die ſich fetzt ruffiſche Regiernng nennen,
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führt haben. Ver Verband darf nicht zögern, die ſchärfſten
ttel anzuwenden.“
Ebenſo ſchrieb „Nappel“: „Dem Vorgehen Amerikas, daß

die Lebensmiitelſendungen nach Rußland eingeſtellt hat, muß
ſich der ganze Verband anſchließen. Auch muß er Kaledin
und den Rumänen ſchleunigſt helfen.

So fordern die Franzoſen eine inoffizielle Wühlarbeit.
Bis zu welcher Maßloſigkeit ſich in Frankreich die Wut über
die Bolſchewiki geſteigert hat, zeigt folgender Ausbruch
Auguſte Gauvains im „Journal des Debats“: „Rußland
braucht eine Regierung, die die wahnwitzigen Schwätzer, die
Verräter und die Dikettanten außerſtande ſetzt, zu ſchaden.
Sie muß Köpfe fliegenlaſſen! Robespierre hat weit bedeu
tendere Perſönlichkeiten als die Lenin, Roſenfeld, Apfel
baum, Braunſtein und Konſorten aufs Schafott geſchickt. Man
muß die Sowjets mit Axthieben, nicht mit Phraſen auflöſen.

Aus Stadt und Amgebung
Perſonalien.

Landesbaurat Linſenhoff iſt die Anlegung des Fürſt
lich Schwarzburgiſchen Ehrenkreuzes 3. Klaſſe geſtattet worden.

Regierungsrat und Geheimer Baurat Millitz er erhielt
den Kronenorden 3. Klaſſe aus Anlaß ſeines Uebertrittes in
den Ruheſtand.

Polizeiinſpektor Kops wurde beim hieſigen Amtsgericht
zum Amisanwalt und Vertreter des Forſtamtsanwalts und
Polizeiſekretär Hildebrandt zu ſeinem Vertreter ernannt.

Amtliche Bekanntmachungen
über EinkommenſteuerVeranlagung für das Steuerjahr 1918,
Notzchlachtungen, Kreisſteuerveranlagung im Rechnungsjahre
1918, u. a. finden unſere Leſer im heutigen Jnſeratenteil un
feres Blattes.

Jn den Kammer-Lichtſpielen
wird ab nächſten Freitag der ſpannende Detektiv-Film „Das
rätſelhafte Teſtament“ mit Harry Liedtke (Jve Deebs) in
der Hauptrolle gezeigt. Das Werk wird ficher alle Beſucher
in atemloſe Spannung verſetzen. Ergreifend iſt der drama-
tiſche Film „Die Glocke“, die frei nach Motiven von Friedrich
von Schiller von Franz Hofer verfaßt und inſzentert
wurde.

Die Freibankmarken
werden ab nächſten Freitag ausgegeben. Näheres ſtehe Be
kanntmachung.

Der Fleiſchverkanf auf der Freibank
findet morgen ſtatt.

Bewirtſchaftung des Branuntweins.
Durch eine Verordnung des Bundesrats vom 10. Ja-

nuar 1918 wurden die die Lieferung, Reinigung, Lagerung
oder den Vertrieb von Branntwein betreffenden Verträge der
Spiritus- Zentrale verlängert. Die Bewirtſchaftung des
Branntweins während des Krieges erfolgt durch die Reichs
branntweinſtelle, die ſich hierbei der geſamten Organiſation
der Spiritus Zentrale bedient. Da die Verträge der Zen-
trale zum größten Teil in dieſem Jahre ablaufen und eine
Erneuerung auf dem Wege der freien Vereinbarung unter
den jetzigen Umſtänden ſich nicht durchführen läßt, wurde
eine geſetzliche Verlängerung dieſer Organiſationsverträge
für die Dauer der Verordnung über Regelung des Verkehrs
mit Branntwein vom 15. April 1916 ausgeſprochen. Um et-
waige Härten und Unbilligkeiten zu vermeiden, ſieht die
neue Verordnung die Möglichkeit einer Abänderung der Ver
träge durch eine unparteiiſche Stelle vor.

Abſatz von Sauerkraut.
Die Kriegsgeſellſchaft für Sauerkraut hat mit Genehmi-

gung des Bevollmächtigten des Reichskanzlers im „Reichs
anzeiger“ Nr. 12 vom 15. Januar 1918 die höchſtzuläſſigen
Abſatzpreiſe für Sauerkraut der Ernte 1917 bekanntgegeben.
Die Preiſe betragen für den Abſatz durch den Herſteller 16
Mark, für den Abſatz durch die behördlichen Verteilungsſtel-
len an den Kleinhandel 19,50 Mk. je Zentner und für den
Abſatz durch den Kleinhandel an die Verbraucher 0,25 Mk. je
Pfund. Die behördlichen Verteilungen von Sauerkraut wer
den demnächſt beginnen.

Wucher mit Karbid.
Wie feſtgeſtellt worden iſt, werden von Kleinhändlern,

die mit der Verteilung von Karbid in Mengen unter 10 Ki-
logramm beauftragt ſind, den Verbrauchern Preiſe abgenom
men, welche die erlaubten weſentlich überſteigen. Bei den
heutigen Grundpreiſe für Karbid von 86,50 Mk. für 100 Ki-
logremm ſind Kleinhändler berechtigt, einſchließlich Unkoſten
und Deckung ihres Verdienſtes den Verbrauchern für 1 Kilo-
gramm Karbid 1,20 Mk. vhne Verpackung in einer Büchſe und
1,70 Mk. einſchließlich der Büchſe äußerſt zu berechnen,

Sammlung der Abfallſtoſfe.
Die große Knappheit an wichtigen Rohſtoffen

ſtellt die deutſche Induſtrie vor Schwierigkeiten,
von denen ſich der Laie keine zutreffende Vorſtellung machen
kann. Die beſten Köpfe der Technik, ein Heer von Fachleu-
De und erfinderiſchen Gelehrten ſind unabläſſig bemüht, die
her vom Auslande bezogenen Rohſtoffe durch gleichwertige
deutſche zu erſetzen, den Verbrauch zu vermindern und die
grotze Menge der Abfallſtoffe wieder nutzbar zu machen. Be
ſonders das letztgenannte Aushilfsmittel ſetzt in weiteſtem
Maße die verſtändnisvolle Mitwirkung der Allgemeinheit vor-

z8. Eine ausgedehnte Organiſation, die dem Kriegsamt
ihre Entſtehung verdankt, der ſogenannte Sammel- und
Helferdienſt, der über das ganze Reich verbreitet iſt,
ſetzt es ſich zur Aufgabe, alles zu ſammeln, was noch in ir-
gendeiner Form für andere Zwecke verwertet werden kann.
Das Sammelgut umfaßt ſämtliche Abfallſtoffe der

Familien-Haushaltungen, z. B. Bindfaden,Flaſchen, Gummiabfälle, Knochen, Leder-, Metall-, Papier- u.
Stoffreſte ſowie die ſogenannten Wildfrüchte, von denen be
ſonders die ölhaltigen Samen- und Obſtkerne und die Brenn-
uefſel wertvoll ſind. Das Sammeln wird von jedermann,
der ſich in den Dienſt der guten Sache ſtellen will, betrfeben,
beſonders von Schülern, und geht planmäßig unter Aufſtel-

lung behördlich aufgefſtellter Hanshaltungsliſten Be
ſonders eingerichtete Sammelſtellen, die unter An itcht der

veranſtaltenden Behörde ſtehen, ſind dazu beſtimmt, die ein-
laufenden Mengen der geſammelten Stoffe zu ſichten, abzu
ſchätzen Und der Verwertung zuzuführen. Für größere Men-
gen abgelieferten Sammelgutes und wertvollere Abſatzſtoffe
wird eine Vergütung in bar oder für Schüler gegen Gutſcheine
gewährt, welch letztere von den Eltern derſelben bei der Ge
meindeſammelſtelle in Geld eingelöſt, aber auch gegen nütz
liche Gebrauchsgegenſtände, wie Lefebücher, Schul und Spiel
ſachen, ſowie gegen Lebensmittel und Feuerungsmaterial
eingetauſcht werden können. Die Preiſe, welche den Samm-
lern von Abfallſtoffen gezahlt werden, regelt eine behördlich
ſeſtgeſetzte Vergütungstafel, während der Weiterverkauf an
Betriebe und dgl. durch eine Verwertungsſtelle und amtliche
Preisfeſtſetzung geregelt iſt. Die Vorteile die dem Einzelnen
durch dieſen Sammeldienſt, der in jeder Stadie und Dorfge-
meinde eine ſelbſtändige Organiſation beſitzt, erwachſen, ſind,
außer ihrem Nutzen für die Allgemeinheit, recht beachtens
wert und es wäre zu W daß von dieſer Einrichtung

aKausgiebigſter Gebrauch gem würde, und recht viele frei

willige Helfer ſich bereitfinden, in den Dienſt dieſer guten
Sache zu treten.

Herſtellungsverbot für Gummiabſätze und Sohlen,
Nach einer ſofort in Kraft tretenden Bekanntmachung der

Erſatzſohlen- Geſellſchaft m. b. H. iſt die Herſtellung von Soh-
len, Abſätzen, Ecken und Ferſeneinlagen, die unter Benut-
zung von Preßformen aus Gummi, Altgummi oder Gum-
miregeneraten hergeſtellt ſind, allgemein verboten. Es dür
ſen nur noch Gummiſohlenplatten von einer Stärke von 32
bis 4 Millimeter in beſtimmten Ausführungen hergeſtellt
werden. Ferner ſind eine Meldepflicht für Gummiplatten-
Herſteller angeordnet und Höchſtpreiſe für den Vertrieb von
Platten und Schuhwarenbeſtandteile feſtgeſetzt worden.

Die Hindenburgſpende der Provinz Sachſen
erreichte im ganzen die Höhe von 7118 Zentnern. Außerdem
wurden aus den beſonders geſpendeten Schweinen 900 Zent-
ner Schmalzerfatz und Leberwurſt hergeſtellt. Mit den Spen-
den von außerhalb ſtanden zur rfügung 8057 Zentner
Brutto. 6000 Zentner wurden direkt von den Sammelſtellen
an die Verbraucher verladen, 2000 Zentner als Reſerve im
Kühlhauſe des Schlachthofes aufgeſammelt.

Von den Kreiſen der Prov. Sachſen lieferten u. a. Mer
ſeburg 233.81, Querfurt 211.02, Saalkreis 149.66, Weißen-
fels Land 108.37, Magdeburg 46.60, Naumburg Land 38.08,
Naumburg Stadt 17.932, Weißenfels Stadt 17.02, Halle a. S.
262 Zentner.

Die Verteilung der Ware erfolgte gleichmäßig in der gan
zen Provinz auf die Rüſtungsarbeiter. Es fanden im gan-
zen 6 Verteilungen ſtatt: 1. Dez. -Jan. 500 Gramm, 2. Febr.

März 500 Gramm, 3. April-Mai 250 Gramm 4. Juli 250
Gramm, 5. Oktober 200 Gramm, 68. November 200 Gramm.
Am 15. Dezember war die Verteilung beendet. Der Geſamt-
wert der Spende iſt etwa 2400 000 Mark, die Referve hatte
einen Wert von 675,000 Mark.

Die Preife, zu denen die Ware ab Magdeburg abgegeben
werden konnte, betrugen: Speck, Schinken, Schmalzerſatz, Le
berwurſt 6 Mark, Schmalz 6.50 Mark, Kochwurſt 4.70 Mark,
für 1 Kilogramm. Die Preiſe, die von den Kreiſen bei direk-
ter Verladung und Verrechnung gefordert werden mußten,
waren ſchwankend und richteten ſich nach dem Einkauf.

Selbſtſchätzung.

Nein, ſind die Menſchen komiſcht Jhre
iſt meiſtens koloſſal. Der unbedeutendſte Wicht hält ſich of
für eine höchſt wichtige, große Perſönlichkeit, die wunderwas
zu bedeuten hat; und er verlangt, daß dieſe ſeine Bedeu
tung von allen anerkannt werde. Wehe dem, der ihm nicht
die ihm gebührende Ehre erweiſt, ihm nicht den Titel gibt, der
ihm zukommt oder den Hut nicht tief genug zieht. Für den
Humovriſten und Satiriker gibt es daher kein dankbareres
Feld, als dieſe foweit verbreitete Schwäche der Selbſtüber-
ſchätzung. Um auch ja nicht etwa für etwas geringeres an-
geſehen zu werden, als man zu ſein ſich einbildet, ja womög-
lich mit etwas höherem verwechſelt zu werden, ſcheut man we
der Anſtrengung noch Koſten, und macht einen Aufwand, der

dabei ſein, es muß alles mitgemacht werden, denn ſonſt denken
die Leute am Ende, man kann's nicht. Nur bei einer einzi-
gen Gelegenheit denkt jeder von ſich ſo gering wie möglich
und hütet ſich ängſtliſt vor Selbſtüberſchätzung, ja iſt aufs
höchſte empört, wenn die Steuerkommiſſion von der Art
ſeines Auftretens auf die Höhe ſeines Einkommens ſchließt.
Steuern bezahlen macht ja niemanden Vergnügen, und
deshalb will jeder plötzlich ein armer Mann ſein. Nichts
örolligeres gibt es, als zu ſehen, wie vorher gewaltig auf-

geblaſene mit einem Male zuſammenſchnurren und ganz klein
werden. Die Sache hat aber nicht nur eine komiſche, ſondern
auch eine ernſte Seite. Der Verſucher geht in dieſen Tagen,
wo die Steuererklärungen eingereicht werden, um und flüſtert
den Leuten ins Ohr: „Nicht alles ſagen! Verſchweigen iſt ja
noch kein Betrügen. Es ſchadet ja nichts, wenn man dem
Staat ein Schnipvchen ſchlägt.“ Jn Bremen gabs früher
auch die Selbſteinſchätzung, aber weniger kompliziert, als
heute. Da legte jeder Bürger ſeinen Stenerbetrag, mit dem
er ſich einſchätzte, verdeckt auf den Tiſch und man nahm ihn
auf Treu und Glauben. Mit der Selbſteinſchätzung hat der
Staat eine große ſittliche Anforderung an ſeine Bürger ge
ſtellt, ſie iſt ein Stück Volksfreiheit und Volkspflicht, ein
Stück Selbſtverwaltung. Jſt das Volk aber dieſer Freiheit
fähig und ſittlich wüärdig? Mag die Antwort, die jeder bis
zum 20. zu geben hat, bei allen bejahend Iauten! Beſſer ein
gutes Gewiſſen, als ein paar Mark ſparen, und wenn auch
nicht vor den Augen der Welt, die ja davon vielleicht nichts
erfährt, ſo doch vor den eigenen Augen als Betrüger daſtehen.
Nicht dieſe Erinnerung an eine der elementarſten Chriſten-
pflichten, die Pflicht der Wahrhaftigkeit, überall be
herzigt werden. Den Beamten wird ſie leicht gemacht. Die
können nichts verſchweigen, denn ihr Dienſt-Einkommen iſt
der Behörde bekannt aber andere erwerbende Stände ſind in
der Gefahr, zu mogeln, und mogeln iſt nicht nur unanſtän-
dig, ſondern wird auch, wenn es entdeckt wird, hart beſtraft.

Aus Provinz und Reich
Schwere Exploſion im Betriebe der A. E. G.

Berlin, 17. Januar. Jn einem Fabrikraum der A. E. G.
entſtand geſtern vormittag aus noch nicht aufgeklärter Urſache
eine ſchwere Exploſion. Von den in dem Raume an-
weſenden Perſonen wurde die 26jährige Arbeitersfrau Jda
Kuczewski aus der Kolbergſtraße,
ſteht, in Stücke geriſſen. Durch umherfliegende Eiſen
Holz und Glasfplitter wurden verletzt die 26jährige Arbei-
terin Margarethe Schlagowski, die 23jährige Arbeiterin Luiſe
Polei, die 21jährige Arbeiterin Erna Grotha, die in demſelben
Alter ſtehende Arbeiterin Marie Meyer und die 27jährige
Arbeiterin Frau Elly Schmenzler. Gleichzeitig erlitten die Ver-
unglückten infolge ſich entwickelnder Säuredämpfe Vergiftungen.
Die Verletzten wurden ſämtlich dem Lazarus-Krankenhaufe, die
Leiche der Frau Kuczewski dem Schauhauſe zugeführt.

Verkehrsſtörungen in Hannover.
Hannover, 16. Januar. Der mehrſtündige ſtarke Schnuee-

fall in der vergangenen Nacht dem heute vormittag anhal-
tender Regen folgte, hat überaus große Verkehrsſtörungen
verurſacht. Der Straßenbahnverkehr mußte faſt

völlig eingeſtellt werden. Der Zugverkehr leidet unter mehr-
ſtündigen Verſpätungen. Auch der Telegraphenverkehr iſt
geſtört.

Zum Rücktritt des Deſſauer Oberbürgermeiſters.
Deſſau, 15. Januar. Die heutige Stadtverordnetenver-

ſammlung nahm in namentlicher Abſtimmung mit 19 Stim
men bei 5 Stimmenthaltungen das Penſionsgefuch des
Oberbürgermeiſters an. Die Aenderung des Orts-
ſtatuts betr. Anſtellung eines 5. Stadtrats iſt von der Regie
rung nicht genehmigt worden. Eine Beſchlußfaſſung über
die Stellungnahme zu der Beſchäſtigung hilfsdienſtpflichtiger
Stadtverordneten im ſtädtiſchen Dienſte wurde vertagt. Ferner
erklärte die Stadtverordnetenverſammmlung, daß zu einem Ein
ſchreiten gegen einen Stadtverordneten wegen pflichtwidriger
Handlung kein Grund vorliege. Der Antrag auf Einleitung
eines Ermittelungsverfahrens gegen den Ober

Zerbſt aufgefunden.

oft über die Kräfte geht. Ueberall, wo etwas los iſt, muß man

deren Ehemann im Felde

bürgermeiſter wegen Ueberſchreitung der

der desVom Auslande
t Großes Grubenunglück.

Januar. Jn Anina Banye, Komitat KraſſoBudapeſt, 16.
Szvoereny, hat im Hungarta-Schacht, in dem 200 Arbeiter be
ſchäftigt waren, eine Exploſion ſtattgefunden. Bisher wur
den 2 Tote und 35 ſchwer Verwundete geborgen. Die
Zahl der Verunglückten konnte noch nicht feſtgeſtellt werden.

Gerichtszeitung
Beſtrafte Neugierde.

Leipzig, 17., Januar. Die Arbeitersehefrau Wilhelmine
e entnahm am Morgen des 26. Oktober dem Briefkaſten
ihrer Flurnachbarin einen Brief, der nachläſſig in den Kaſten
hineingeſteckt war, öffnete den Brief, las ihn, machte ihn dann
wieder zu und warf ihn in den Kaſten zurück. Der Brief war
aus dem Felde gekommen und von dem an der Front ſtehendenEhemanne der Nachbarin, die ſogleich bemerkte, daß kage

Hände ſich an dem Briefe zu ſchaffen gemacht hatten, und An
zeige gegen die Grabitz erſtattete. Wegen Bruchs des Briefge
heimniſſes wurde die Angeklagte Grabitz vom Schöffengericht zu
einer Geldſtrafe von ig Mark verurteilt.

Beſtechungsprozeß.
Aus Dresden wird gemeldet: Der Wachtmeiſter an der

Gefangenenanſtalt des hieſigen Landgerichts, K. L. A. Brach-
mann, wurde bei Zubilligung mildernder Umſtände wegen teil
weiſe verminderter Zurechnungsfähigkeit wegen Beſtechlichkeit
zu drei Jahren Gefängnis und drei ahren Ehrenrechtsverluſt
verurteilt. Er hatte zwiſchen ihm anvertrauten Gefangenen ver
mittelt, unerlaubten Verkehr zwiſchen Geſfangenen und deren
Angehörigen begünſtigt und für feine „Bemühungen“ in ver
ſchiedener Form Entgelt angenommen.

Todesſturz vom Trittbrett.
Wittenberg, 25. Januar. Am Sonntag früh wurde in der

Nähe des hieſigen Bahnhofs auf der Cöthener Straße die
verſtümmelte Leiche der Eiſenbahnſchaffnerin Schmidt aus

Sie hat den nach Mitternacht in der
Richtung auf Koswig fahrenden Güterzug begleitet, iſt an
ſcheinend vom Trittbrett abgeglitten und entweder von die
ſem Zuge oder von einem folgenden getötet worden.

Letzte Depeſchen
Heeresbericht

Großes Hayptquartier, 17. Januar.
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Keine größeren Kampfhandlungen. Jn zahlreichen Arel
abſchnitten Erkundungsgefechte. Nördlich von Pasſchen-

daele, an der Scarpe, bei Vendhvile und Si.
Qentin wurden einige Engländer gefangen.

Mazedoniſche Front.Jm Cernabogen dauerte lebhafte Artillerietätigkeit
an.

Jtalieniſche Front.Die Lage iſt unverändert. Bei ihren erfolglofen und ver
luſtreichen Angriffen am 14. und 15. Januar Jaben die Jtalie
ner an Gefangenen 12 Oſſiziere und mehr ab 300 Mann ein
gebüßt.

Erſter Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

Verhaftung Kerenskis?
Stockholm, 17. Januar. Laut „Rjetſch“ ſoll es den Bol

ſchewiki gelungen ſein, Kerenski in der Privatwohnung
eines ſozialrevolutionären Stadtrates aufzuſpüren. Seine Ber
haftung ſoll bevorſtehen.

(Darauf hat man ſich in Petersburg ſchon öfter vergeblich
gefreut.)

Wieder 21009 To. verſenkt.
BVerlin, 16. Januar. (Amtlich.) Starker, mit allen Mit

teln ausgeführter Gegenwirkung zum Trotz fielen auf dem nörd
lichen Kriegsſchauplatz unſeren UBooten 21 000 Br.-Reg.-To.
Handesſchiffsraum zum Opfer. Hierbei wurde ein engli-
ſcher Dampfer von mindeſtens 4000 To. in geſchickt durch
geführtem Angriff aus beſonders ſtarker Fiſchdampferſicherung
herausgeſchoſſen. Die Mehrzahl der verſenkten Schiffe war be
waffnet und ſchwer beladen.

Die Entſendung des Grafen Podewils nach Breſt.
Berlin, 17. Januar. Die „Nordd. Allg. Ztg.“ ſchreibt Der

bevorſtehenden Entſendung des bayriſchen Staatsminiſters
a. D. Graf Podewils nach BreſtLitowsk liegt, wie wir
hören, eine Vereinbarung zu Grunde, die im Anſchluß an
die Verſailler Uebereinkunft vom 23. November
1871 zwiſchen Preußen und Bayern geſchloſſen und von Preu
ßen am 14. Februar 1871 ratifiziert worden iſt. Sie geht da
hin, daß zu den Friedensverträgen, die nach einem
Bundestkriege geſchloſſen werden, auch ein Bev ollmächti g-
ter des Königs von Bayern zugezogen werden ſoll, der
an den Verhandlungen beteiligt iſt und durch das Bundes
kanzleramt, alſo durch den Reichskanzler ſeine Jnſtruktion er
hält.

Verunglückter Urlauberzug.
Saar en, 16. Januar. (Amtlich.) Der Urlauber-z u z dern bei Kirn infolge Dammbruches

entgleiſt. Maſchine Poſtwagen und zwei Perſonenwagen ſind
abgeſtürzt. Es gab Tote und Verletzte. Nähere Feſt
ſtellungen über ihre Zahl liegen noch nicht vor.

Eine unabhängige Republik Turkaſtan.
tockholm, 16. Januar. Das ukrainiſche Jnformations-men Stockholm teilt mit: Der Rat der Nation in

Kiew erhielt die Nachricht, daß ein außerordentlicher ne
ſtimmung mit der mehrere Millionen zäblenden R
greß der Muſelmanen Turkeſtane in Ueber R
Turkeſtane in Bezug auf das Selbſtbeſtimmungsrecht V
Dezember 1917 das Gebiet von Turkeſtan als a ſt
ſtändige Republik im Bündnis mit der föder r
ruſſiſchen Republik erklärt hat. Einſtweilen r vNationalrat gewählt, in dem ein Drittel der Sitze
nicht muſelmaniſchen Bevölkerung Turkeſtans r
wurde. Der Beginn der Sitzungen des Nationalrates
auf den 5. Januar feſtgeſetzt. Der Kongreß hat
proviſoriſche Regierung Turkeſtans gewählkonſtituierende Verſammlung, die demnächſt wer werden
foll, ſoll die endgiltige Form der Autonomie kimmen

wDie heutige Nummer umfaßt 6

germeiſter als zwecklos zurückgego gen.
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Bekanntmachung über Notſchlachtungen.

Auf die Beſtimmungen über Notſchlachtungen wird noch
mals hingewieſen. Danach iſt jede Noiſchlachtung binnen 24
Stunden ſchriftlich oder telefoniſch dem Landratsamt, Ab-
teilung für Fleiſchverſorgung mitzuteilen. Das tierärztliche
Zeugnis über die Notwendigkeit der Notſchlachtung iſt um
c einzuſenden. Die Notſchlachtungen werden in der

egel der zuſtändigen Bezirksſchlächterei zugewieſen. Nur
das Landratsamt hat die Verfügungsbefugnis über die Nor
ſchlachtungen, nicht der Fleiſchverkäufer, Bezirksſchlächter oder
irgend eine andere Stelle.

Merſeburg, den 10. Januar 1918.
Der Königliche Landrat.

.-Nr. 267 K. V. J. V.: von Grone.
Oeffentliche Bekanntmachung.

EinkommenſteuerVeranlagung für das Steuerjahr 1918.

Auf Grund es 8 25 des Einkommenſteuergeſetzes wird
iermit jeder ber its mit einem Einkommen von mehr als
000 Mark veranlagte Steuerpflichtige im Kreiſe Merſeburg

aufgefordert, die Steuererklärung über ſein Jahreseinkommen
nach dem vorgeſchriebenen Formular in der Zeit vom 4. bis
einſchl. 21. Jannar 1918 dem Unterzeichneten ſchriftlich oder
zu Protokoll unter der Verſicherung abzugeben, daß die An
gaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht ſind.

Die oben bezeichneten Steuerpflichtigen ſind zur Abgabe
der Steuerklärung verpflichtet, auch wenn ihnen eine beſon-
dere Aufforderung oder ein Formular nicht zugegangen iſt.

uf Verlangen werdkn die vorgeſchriebenen Formulare von
heute ab im hieſigen Steuerbüro koſtenlos verabfolgt.

Die Einſendung ſchriftlicher Erklärungen durch die Poſt
deeheh geſchieht aber auf Gefahr des Abſenders undshalb zweckmäßig mittelſt Einſchreibebriefes. Mündliche
Erklärungen werden von dem Unterzeichneten werktäglich
vormittags 912 Uhr Steuerbureau, Domſtr. 4, Seitengebände,
zu Protokoll entgegengenommen.

Wer die Friſt zur Abgabe der ihm obliegenden Steuerer-
klärung verſäumt, hat gemäß 8 31 Abſatz 1 des Einkommen-
ſteuergeſetzes neben der im Veranlagungs- und Rechtsmittel-
verfahren endgültig feſtgeſtellten Steuer einen Zuſchlag von

Prozent zu derſelben zu entrichten
Wiſſentlich unrichtige oder un vollſtändige Angaben oder

wiſſentliche Verſchweigung von Einrommen in der Steuer-
erklärung ſind im 8 72 des Einkommenſteuergeſetzes mit
Strafe bedroht.

Gemäß t 71 des Einkommenſteuergeſetzes wird von Mit-
et einer in Preußen ſteuerpflichtigen Geſellſchaft mit
beſchränkter Haftung derjenige Teil der auf ſie veranlagten
Etnkommenſteuer nicht erhoben, welcher auf Gewinnanteile
der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung entfällt

Dieſe Vorſchrift findet aber nur auf ſolche Stenerpflich-
tige Anwendung, welche eine Steuererklärung abgegeben

nd in dieſer den von ihnen empfangenen Geſchäftsgewinnbeeren bezeichnet haben. Daher müſſen alle Stenerpflich-
igen, welche eine Berückſichtigung gemäß S 71 a. a. O. erwarten,
ögen ſie bereits im Vorjahr nach einem Einkommen von

mehr als 3000 Mark veranlagt geweſen ſein oder nicht, bin-
nen der oben bezeichneten Friſt eine nähere Bezeichnung des
mpfangenen Geſchäftsgewinns aus der Geſellſchaft mit be-ſrägtter Haftung enthaltende Steuererklärung einreichen

Nach 8 30 Abſ. 3 a a. O. ſind Perſonen, welche durch
Abweſenheit verhindert ſind die Steuererklärnng ſelbſt ab-
zugeben, berechtigt, ihrer Verpflichtung durch Bevollmächtigte
u genügen. Es unterliegt keinem Bedenken, als Bevollmäch-
gte der im Felde abweſenden Krieger auch deren Ehefrauen

vder ſonſtige nahe Angehörige quf Grund vermuteter Voll-
acht zur Abgabe der Steuererklärung zuzulaſſen, bezw. mitnen über den Jnhalt einer abgegebenen Steuererklärung

u verhandeln, ſofern bei ihnen ausreichende Bekanntſchafti den Verhältniſſen der Pflichtigen vorausgeſetzt werden

ann
Merſeburg, den 15. Dezember 1917

Der Vorſitzende
ver Einkommenſtener-Veranlagungs-Kommiſſton,

J. V. p. Grone

de e e Freiwillige und
Nachlaßaußtion.ſuche ich,, die Nachweiſungen

Sonnabend, den 19. Januar

der für die Kreisſteuerveran-
lagung im Rechnungsjahre
1918 maßgebenden Steuerbe-
träge ſofort an mich einzu- d. Js., werde ich von vorm.ſenden 10 Uhr an im Gaſthof zurMerſeburg, den 16. Jan. 1918. grünen Linde hier ſolgende

Der Vorſitzende Gegenſtände öffentlich meiſt-
des Zreis-Ausſchuſſes. bietend gegen Barzahlung

B. von JSrone verſteigern. Zum Verkauf
kommen:

3 Kleiderſchränke, 1 Küchen-
ſchrank, Kommode mit Auf-
ſatz, 1 Sofa, 5 Tiſche, 2 Waſch-
tiſche, 12 Stühle, 1 Nachttiſch,
2 Beitſtellen mit Matratze
2 andere Bettſtellen, eiſerne
Bettſtelle, I Nähmaſchine, 1
Handwiäſchrolle, 1 gr. Wiege-
meſſer, Spiegel, Waſchſtän-
der, Kleiderhalter,

vVienenhonig.

Bei der Verteilung von
Honig handelt es ſich um
Auslandshonig, für den ein
Höchſtpreis nicht beſteht.

Die Stadt hat ihn beſchafft,
weil ſie auf dem Standpunkt
ſteht, daß ſür die Kranken der
Stadt teurer ausländiſcher
Honig, den ſie bekommen, beſſer
iſt, als billiger einheimiſcher'
den ſie nicht bekommen kann,
Eine Höchſtpreis-Ueberſchrei-
tung liegt alſo nicht vor.

Merſeburg, den 17. Jan. 1918
Das ſtädt. Lebensmittelamt.

S.-A. I. 146/18.
Keuererhärungen,

Küchengerät u. große ſtarke
Ketten, 1 großes 12 mtr. lan-
ges Tau, Vogelbauer und
verſchiedenes andere.

Jm Auftrage

Albert Vranke
beeidigter Anktionator

h

Waren-Dmsatz-Stempell m gykorti rberechnungen Hier Feldgraue

weil Mangel an Damenbe-
kanntſchaft, m. Damen gleichenGotthavdistr. 14.
Alters in Brigfwechſel zuFederrollwagen ehren Heirat.

r 80--100 Ztr. Tragkraft zu
ufen oder für längere Zeit
mieten geſucht.

Buntpapierfabrik.

Zuſchriften, womöglich mit
Bild, unter „M. G.“ an die
Geſchäftsſtelle dieſer Zeitung
G

Geſäße!
ſowie viel andres Haus- u.

Die Ausgabe der Freibankmarken findet in folgender

Merſeburg, den 17. Januar 1918.
L.-A. 123/18.

FrewwankmarkenAusgabe.
Reihenfolge ſtatt:

Freitag, den 18. Januar vorm. v. 10-12 Uhr für die Straßen A bis einſchl. C

1 uachm. v. D.Sonnabend 3 19. v. 2 5 x 3 7 2 H 3 I KMontag, 21. vorm. v. 10 L M21. v nachm. v. 2 5 2 N vDienstag, 22. vorm. v. 190--127 S22. nachm. v. 2 56 UMittwoch, 23. v. 2 m für d. übrig. Straßen
Der Magiſtrat.

Am 16. Jannar 19i8 auf der
Naumburger Straße ein

ſchwarzer
Pelzkragen

verloren gegangen. Gegey
Belohnung abzugeben

Halleſche Straße 18.

Unſere Friedensgarniſon hat die Liebesgaben der Stadt
erhalten und daraufhin folgendes Dankſchreiben an uns er-
gehen laſſen, das wir, dem Wunſche des Herrn Kommandeurs
entſprechend, bekannt geben:

Dankſagung.
Das letzte Weihnachtsfeſt hat dem Regiment wieder

eine Fülle von Gaben aus der Heimat gebracht.
Durch dieſe treue Anhänglichkeit hat das Heimatland

alle Angehörigen ſeines Regiments auf das Höchſte
erfreut; ſie war eine neue Bekräftigung des gegen
ſeitigen er und vertrauensvollen Zuſammenhaltens,
deſſen wir draußen ſtets eingedenk ſind.

Das Regiment ſagt dem Landesausſchuß vom Roten
Kreuz, den ſtaatlichen und ſtädtiſchen Behörden und
Kriegswohlfahrts-Ausſchüſſen, allen freundlichen Spen
dern und allen, die ſich ſonſt bei dieſer Weihnachts-
ſendung betätigt haben, aufrichtigen u. herzlichen Dank.

Koenemann
Oberſt u. Kommandeur des 8. Thür. Inf Regts. Nr. 1653

Merſeburg, den 16. Januar 1918.
Der Magiſtrat.

Fleiſchverkguf auf der Freibank
Findet am 18. Jannugr 1918 in folgender Reihenfſolge ſtatt:
vorm. von 8-- 9 Uhr auf die Ordnungsnummern 601--675

9 10 676 7504

und am 19. Januar 1918
vorm. von 8-- 9 Uhr auf die Ordnungsnummern 751-850

910 851 950Merſeburg, den 17. Januar 1918
Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.L-A. l. 122/18.

Wir sind jetzt wieder in der
Lage, Rüben jecieor Art und in
jecier Menge für Landwirte und
sonstigqe interessenten trocknen
zu können.

Garl Berger
r

l
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Kammer Lichtſpiele

Ab Freitag bis Montag große Tage!

Das röätſelhafte Teſtament!!

o G e h e c h h e h a C W dGroßer ſpannender Detektiv-Schlager
des berühmten Meiſter Detektivs Joe Deebs!

„„Die Glocke!“
Ergreifendes Drama in 4 Akten,

Motiven von Friedrich von Schiller!
Außerdem ein vorzügliches Beiprogramm.

Anfang 7! Uhr.
S Des großen Programmes wegen wird um

pünktliches Erſcheinen gebeten.e n

frei nach

r u m

er

Fernruf 529.

O c G W n m l e o e c e e S W8 e Neunſtufige höhere PrivatſchuleReunſtufige höhere Privatſchule

für Knahen und Mädchen

Leſſingſtraße 2. Schkeuditz Leſſingſtraße 2.

8 Aufnahme neuer Schüler und Schülerinnen für
alle Klaſſen W Geringe Schülerzahl R Vorberei-5 tung der Knaben für die Einjährigen- Prüfung. 9

8 Auswärtige Schüler finden in der Familie 9
9 gute Verpflegung und Erziehung. 9

Halchow, VRektor.
0 o e e W h a r e m O v a e h C c h C

Von Freitag, den 18. d. Mts., ſtehen wieder
4—5 jährige, ſowie ältere, leichte m ſchwere

im Gaſthof „Stadt Leipzig“, hier,
preiswert zum Verkauf.

46,

bietet

Kriegsfalle),
verzinſt

klärung zu Z3!,

zahlt

Kreissparkasse Mersehurg
—m—D m

mündelſichere Kapitalanlage mit unein-
geſchränkter Sicherheit (auch in jeden

Einlagen zu 3 von 1000 M. und
darüber auf entſprechende Sperr-Er-

2 vom Tage nach der
Einzahlung bis zum Tage der Abhebung,
Einlagen ohne Kündigung zurück, wenn
der Kaſſenbeſtand das irgend geſtattet.

Merſeburg.

Das Geſchäftslokal der Kreisſparkaſſe befindet ſich vom
Oktober 1914 ab bis zur Fertigſtellung des Kreishausnenbanues
im Grundſtücke Bahnhofſtraße Nr. 3 (2 Minuten vom Bahnhof

Reunmartt

d jeden Poſten 24Kaufe S a Eiſen
zu h ö ch ſt en Preiſen.

Auf Beſtellung wird es abgeholt.

Aufmerksameo o0000
Bedienung. 00 00009000000 o 200

Karl Tänzer
Merseburg Adolf Schäfers Nachf. Entenplan 7

Spezialgesehüätt
für

z Herroen- Wäsche z
Trikotagen, Shlipse.

J
O

Wäsche- Anfertigung in eigenen Arbeitsstuben.

W Vernspr. 259.
00000 40 000

Hermann Schmiöcikt, Halle a. S.

Jivoll-Tueater
FüerasebnrgK

Dir Art. echant.,
Freitag. den 18. Jannar I918,

abends Uhr:
Einmalige Aufführung.
Komteß Guckerl.

Luſtſpiel in 3 Akten v. Blumen-
thal u. Koppel-Eulfeld.

Sonntag, d. 20. Jannar 1918-
abends 8 Uhr

Zum letzten Male!
Die luſtige Witwe.

Operette in 3 Akten
von Franz Lehär.

Nachmittags 4 Uhr
Grosse Kinder-Vorstellung.

Die Prinzeſſin
von Marzipan.

Märchen in 5 Bild. v. A. Görner
Gut möblierte

4-Zimmerwohnung
mit Küche und allem Zubehör
zum 1. 4. 18. zu vermieten.

Qualitäten. Auswahl.r S 4
Fr. Dr. Gwallig

Bismarckſtr. 1.

s 34Huſten, Atemnot
S

Verſchleimung
Schreibe allen Leidenden gerne um-
ſonſt, womit ich mich von meinem
ſchwer. Lungenleiden ſelbſt befreite.

Frau Kürſchner, Hannover,
Oſterſtr. 56. Rückmarke erwünſcht.

Cinen Lehrling
ſtellt Oſtern ein
Karl Brückner, Vächermſtr.

Halleſche Straße 27.

Glaſerlehrling
zu Oſtern geſucht.
B. Gurgmann, Kl. Ritterstr. 4.

Lehrling

zu Oſtern für meine
Bäckerei geſucht.

Klappenbach

Lindenſtraße 8.

Berantwortliche Redaktion Politik: L. Baltz, Lokales und Vermiſchtes: K. H. Görbing, Sport und
Verlag und Druck: Merſevburger Druck- und Verlagsanſtalt, L. Baltz, ſämtlich in Merſeburg.

Anzeigen; M. Hochheimer.
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en, daß ſie, eine Santos, die ja einſtmals vor grauen Jahren
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Beilage zu Ar. 15 des Merſeburger Tageblattes

Politiſche Rundſchau
Deutſches Reich

Keine ünüberbrückbaren Gegenſätze zwiſchen
Hindenburg und Hertling.

Ueber die letzten Veſprechungen in Berlin ſchreibt
die „Köln. Volksztg.“: Es kann heute ganz offen ausge
ſprochen werden, daß zwiſchen der Oberſten Heeres-
leitung und dem Grafen Hertling wohl Meinungs-
verſchiedenheiten über einzelne Fragen beſtan-
den, die vielleicht auch wieder entſtehen können, daß aber Gegen
ſätze vor irgendwelcher Schärfe vom erſten Tage des Kon-
fliktes an zwiſchen Hertling und der Oberſten Heeresleitung

micht beſtanden haben. Jm Gegenteil, bei der Oberſten Heeres-
leitung ſieht man dem weiteren Zuſammenarbeiten mit dem
Reichskanzler in den Fragen des Friedensſchluſſes mit Ver
trauen entgegen, was die Ausſprache der letzten Tage beweiſt.

Dieſe Kundgebung gibt endlich offen zu, daß Meinungs-
verſchiedenheiten (die freilich keineswegs ſo belanglos wie hier
darzuſtellen verſucht wird, ſondern ſehr einſchneidender Natur
waren) zwiſchen der militäriſchen und politiſchen Oberleitung be-
ſtanden haben. Sind dieſe in den Ausſprachen be
ſeitigt worden, dann umſo beſſer. Die nächſte Zeit muß
lehren, mit welchem poſitiven Erfolg. VBemerkenswert iſt die
Andeutung des rheiniſchen Zentrumsblattes, daß neue Mei
nungsverſchiedenheiten auch künftig auftauchen könnten. Damit
wird implicite zugegeben, daß eine grundſätzliche Verſtändigung
ausgeblieben, vielmehr nur eine vorläufige erfolgt iſt.

Der heutige Bericht aus BreſtLitowsk läßt denn
auch leider ſchon wieder jene Feſtigkeit und Kraft zum Teil ver-
miſſen, mit welcher doch ſo gute Erfolge erzielt waren. Zu
Freude und Genugtuung über die Lage haben wir alſo keine
Veranlaſſung. Es ſind eben nur die dringendſten Befürchtun-
gen zerſtreut. Aus einem Suppenhuhn kann man eben keinen
Gänſebraten machen.

Verſchiebung der Reichskanzlerrede.

Berlin, 17. Januar. Die Rede des Reichskanz-
hers im Ausſchuß, dief ür Freitag erwartet wurde, wird,
wie dem „B. L.-A.“ aus parlamentariſchen Kreiſen berichtet
wird, vielleicht noch weiter hinausgeſchoben werden.
Es gelte für nicht unwahrſcheinlich, daß der Kanzler erſt in der
nächſten Woche ſprechen werde.

Vertreter der Oſtmark beim Reichskanzler-
Die „Nordd. Allg. Ztg.“ ſchreibt: Der Reichskanzler

hat am Mittwoch in Gegenwart des Miniſters des Jnnern
einige Herren aus der Provinz Poſen empfangen, die An
ſichten und Wünſche der deutſchen Kreiſe der Oſtmark zur Po-
len politik vortrugen.

Eine Herrenhaus-Entſchließung.
Dem Herrenhaus iſt folgender Antrag Graf v. Behr-

Behrenhoff, Graf v. Kayſerlingk-Neuſtadt, Dr. Graf Vork von
Wartemburg zugegangen: Das Herrenhaus wolle beſchließen:

Das Herrenhaus ſpricht die Zuverſicht aus, daß die König-
liche Staatsregierung auf einen Frieden hinwirken wird, bei
deſſen Abſchluß die dem deutſchen Kaiſer im Artikel 11
der Reichsverfaſſung vorbehaltenen Rechte voll gewahrt
bleiben. Dieſer Frieden muß den gebrachten Opfern, den Be-
dürfniſſen militäriſcher Sicherung und den politiſchen und wirt-
ſchaftlichen Lebensintereſſen des Vaterlandes gerecht werden.
Jn einer dem Antrag beigegebenen Begründung heißt es: Der
Präſident der Vereinigten Staaten von Nordamerika
hat die Frage aufgeworfen, in weſſen Namen die deutſchen
Unterhändler in Breſt-Litowsk Erklärungen abgeben,

e e J e e e

Namen der Reichstagsmehrheit, oder im Namen einer „Mili-

ob im

Kreisblatt
Freitag, den 18. Januar 1917.

d

tärpartei“. Dem gegenüber iſt zu betonen, daß das aus-
ſchließliche Recht, Krieg zu führen und Frieden zu ſchlie-
ßen verfaſſungsmäßig dem deutſchen Kaiſer zuſteht.
Dabei können lediglich deutſche Jntereſſen maßgebend ſein.

Der Pour le Merite.
Der „Reichsanz.“ meldet die Verleihung des Ordens Pour

le Merite an die Oberſten von Tayſen und von Sel und
den Oberſtleutnant von Sydow.

Ausland
Die polniſchen Wünſche.

Wien, 15. Januar. (K. K. Tel.-Korr.-Bür.) Gegenüber
einem Vertreter der polniſchen Preßagentur äußerte
ſich der polniſche Miniſterpräſident v. Kucharzewski über
den Eindruck und die Ergebniſſe der Wiener Reiſe des pol-
niſchen Regentſchaftsrates. Er erklärte, die Beſprechungen mit
maßgebenden Stellen hätten zur Klärung einer ganzen Reihe
von Fragen beigetragen. Die polniſche Regierung habe wie in
Berlin auch in Wien den Entwurf einer Organiſation der pol-
niſchen Armee vorgelegt, deſſen wohlwollende Prüfung in
Ausſicht geſtellt ſei. Die Frage der Teilnahme von Vertretern
des polniſchen Staates an den Friedensverhandlun-
gen ſei teilweiſe geregelt. Der Zulaſſung der Polen zu den
Verhandlungen in Breſt-Litowsk nicht nur als Sachver-
ſtändige und Berater, ſondern auch in einer ähnlichen Stellung
wie die Vertreter der Ukraine, ſtänden völkerrecht-
liche Bedenken im Wege. Nach Anſicht Kucharzewskis
könnten dieſe Rückſichten heute, da die Kriegsereigniſſe eine
Reviſion der bisher geltenden Völkerrechte erforderten, nicht un-
bedingte Geltung haben. Die polniſche Regierung und Nation
würden in der Beteiligung an den Friedensverhandlungen einen
Beweis des Wohlwollens der Mittelmächte und der praktiſchen
Anwendung der bereits theoretiſch anerkannten ſo uveränen
Attribute des polniſchen Staates erblicken. Was die Löſung
der polniſchen Frage anbelangt, ſo erklärte Kucharzewski, daß
ſich ſeit den bekannten Erklärungen des Grafen Czernin und
des Grafen Hertling betreffend die Zukunft Polens nichts
Neues ereignet habe, was auf eine Aenderung des bisherigen
Standes der Frage hindeutete. Die beiden Staatsmänner
hätten übereinſtimmend erklärt, daß die polniſche Nation ſelbſt
über ihre Zukunft entſcheiden werde. Es ſei eine feſt-
ſtehende Tatſache, daß die Habsburger Monarchie und
Dynaſtie ſich der großen Sympathien der Polen er-
freuten. Es werde ſich eine entſprechende Form für dieſe Sym-
pathien und die gemeinſamen Jntereſſen finden. Die Ver-
einigung Galiziens und Kongreßpolens ſei ein
inniger Wunſch der ganzen polniſchen Nation.

Erſatzbeſchaſffung für die ruſſiſchen
Krieges gefangenen.

Die jetzt in Rußland gepflogenen Friedensverhandlungen
rücken ſür die Landwirtſchaft auch die Frage des Aus
tauſches der Kriegsgefangenen in den Mittelpunkt
des Jntereſſes, und die zweckmäßige Löſung derſelben wird
für die Landwirtſchaft wie für die geſamte deutſche Volkswirt-
ſchaft von hervorragender Bedeutung ſein. Die ruſſiſchen
Kriegsgefangenen ſtellen einen ſehr weſentlichen Teil der in der
Landwirtſchaft überhaupt tätigen Arbeitskräfte
dar, und ihre plötzliche Rückführung würde die landwirtſchaft-
liche Erzeugung in einem Umfange lahmlegen, welcher dem gan-
zen Wirtſchaftsleben die ſchwerſten Schäden bringen müßte. Es
darf daher wohl erwartet werden, daß die deutſchen Unter-
händler ſolche Bedingungen mit Rußland vereinbaren, durch
welche bei der Wegnahme der ruſſiſchen Kriegs-
gefangenen kein Rückgang in der Nahrungs-
mittelproduktion zu befürchten iſt. Ein ſolche Gefahr
ließe ſich am ſicherſten vermeiden, wenn die Rückleitung der
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eine völlige

Kriegsgefangenen ſeitens der W r Behörden im eng
ſten Einvernehmen mit den einzelnen

für jede Zurückziehung der Gefangenen aus landwirtſchaftlichen
Betrieben ausreichender Erſatz beſchafft würde.
deren Verhältniſſen der einzelnen land wirtſchaftlichen B

kleinſten Betrieben, ſofern ein Erſa
iſt, am längſten belaſſen werden.
Rückleitungsaktion
Landwirtſchaft erſt in letzter Linie entnommen werden, da hier

Den b We
wäre nach Möglichkeit Rechnung zu tragen, insbeſondere müß
ten die Gefangenen im Rahmen des Geſamtrücktransportes den

nicht vorhanden
ei der geſamten

müßten die Kriegsgefangenen aus der

andwirtſchafts
kammern und ihren Arbeitsnachweiſen erfolgte, und wenn

erfahrungsgemäß eine Erſatzbeſchaffung viel ſchwieriger iſt als

geſetzes eine Abwanderung
ſtattgefunden hat.

Als Erſatz für die in der Landwirtſchaft tätigen Kriegs
gefangenen kämen in erſter Linie die im Heere ſtehenden älte

in der gutzahlenden Induſtrie und in ſtädtiſchen Berufskreiſen,
zu denen ohnehin ſchon trotz des Beſtehens des Hilfsdienſl

land wirtſchaftlicher Arbeitskräfte

ren Jahrgänge in Betracht, deren Entlaſſung, ſoweit es
die militäriſchen Jntereſſen geſtatten, nach ihren alten länd
lichen Arbeitsſtellen erfolgen müßte. Daß die weitere
Sicherſtellung der Anwerbung von Arbeitern in
Polen und Ru
ſein muß, iſt ſelbſtverſtändlich.
fangenen wird ſich auch eine nicht geringe Anzahl ſolcher eute

ß land in den Friedensverträgen gegeben
Unter den ruſſiſchen liegen

finden, die infolge der inneren ruſſiſchen Ereigniſſe und ihre
Erfahrungen während der Gefangenſchaft keine Neigung
verſpüren, nach Rußland zurückzukehren, und die frei
willig in der deutſchen Landwirtſchaft ver bleiben wollen.
Solchen Beſtrebungen der Gefangenen
Ruſſen) müßte man unſererſeits
gegenkommen; ebenſo aber auch denjenigen Gefangenen, die

(wohl meiſt Deutſch
nach jeder Richtung hin ent

zwar erſt einmal nach ihrer alten Heimat reiſen wollen, ſpäter
aber zu der ihnen liebgewordenen deutſchen Landarbeit zurück
zukehren beabſichtigen. Eine weitere Vermehrung unſerer Land
arbeitskräfte ließe ſich ferner durch erhöhte Zuweiſung italieni
ſche Gefangener erreichen, ſowie durch die an Rußland zu ſtel-
lende Forderung, die aus den Oſtſeeprovinzenfort-
geführte Zivil bevölkerung
leiſtung auszuliefern. Von dieſen faſt ausſchließlich vom Lande

vorweg ohne Gegen

ſtammenden Leut endürfte zweifellos ein großer Prozentſatz be
reit ſein, in der deutſchen Landwirtſchaft zu arbeiten. Endlich
müßte die Heeresverwaltung, wo es noch notwendig ſein ſollte,
ſachkundige Arbeitskommandos bilden und dieſe den Gemeinde
und Gutsbezirken nach Bedarf überweiſen. Auch die Bereitſtel
lung von Fuhrkommandos, die Rückleitung land wirt
ſchaftlicher Maſchinen, Kraftwagen uſw. wäre unter
maßgebender Mitwirkung der Landwirtſchaftskammern in die
Wege zu leiten.

Da in der Uebergangs-' und erſten Friedenszeit bei dem
allgemeinen Mangel an Arbeitskräften zu beſorgen iſt, daß durch
die höheren Löhne der Jnduſtrie und das abwechſelungsreichere
Stadtleben ein weiteres Abſtrömen vom Lande eintreten kann,
muß von den für die Aufrechterhaltung der land wirtſchaftlichen
Produktion verantwortlichen Behörden erwartet munen daß F J

rſatzſolange für die zurückgeleiteten Kriegsgefangenen
ſchaffen, bis die Landwirtſchaft ſelbſt in der Lage iſt, auf dem
Wege des freien Arbeitsvertrages ſich die erforderliche Anzahl
Landarbeiter heranzuziehen. Von den berufenen land wirtſchaft
lichen Körperſchaften ſind, wie wir hören, Anträge im Sinne der
obigen Ausführungen bei den maßgebenden Stellen bereits ge
ſtellt.

Erläuterungsbericht
zu dem Haushaltsplan 1918.

Der Haushaltsplan für das neue Geſchäftsjahr hat ge
genüber der bisherigen Aufſtellung nach innen und außen

Neubearbeitung nach anderweitigen

Verkannt.
Roman von Heda von Schmidt.

4] (Nachdruck verboten.Kurz vor ihrer Abfahrt aus Kanada hatte er ihr ein kleines,
ledernes Taſchenbuch in die Hand gedrückt: „Verwahre es gut,
Henrika, es iſt Bargeld für dich drin, und außerdem noch ein
Scheck auf eine größere Summe an die Deutſche Bank in Ber-
lin. Jch will, daß du lernſt, ſelbſtändig mit größeren Geldbe-
trägen umzugehen und daß du dich nicht in materieller Abhän-
gigkeit bei meiner Mutter fühlſt. Kauf dir an Kleidung, was du
in Berlin gebrauchen wirſt. Nimm Unterricht in Wiſſenſchaften.
Jn meinen Augen braucht eine Frau nicht viel an Gelehrſam-
ket. Wenn ſie nur ſo lieb iſt wie du, mein Kind, das genügt
mir.“

Der große blondbärtige Hans Gröning hatte ſeine ſchlanke,
ſtille Braut in die Arme genommen und ſie zum Abſchied bewegt
und herzhaft geküßt.

Eine, die wie Henrika dy Santos auf Gottes weiter Welt
nichts ihr eigen nannte: weder Vermögen, noch höhere Bildung,
die ſie zu irgendeinem ſelbſtändigen Frauenerwerb hätte be-
fähigen können, die nach dem jähen Tode ihres Großvaters
Diego dy Santos gänzlich verwaiſt daſtand, mußte nach Anſicht
des Großkaufmanns Fred Delarue, deſſen Schutz ſie auf der
Ueberfahrt anvertraut war, „Gott auf ihren Knieen danken“, daß
ſich dieſer Prachtmenſch, der Hans Gröning, ihrer angenommen
hatte, daß er ſie zu ſeiner Frau machen wollte. Daß dieſes
Paar ſo ungleich wie nur irgend möglich war, daß Hans Grö-
ning ſeinen Jahren nach Henrikas Vater hätte ſein können, zog
Fred Delarue gar nicht in Betracht. Er ärgerte ſich täglich über
Henrika. Er fand ſie oft geradezu abſtoßend in ihrem, wie er
ſagte, „kindlichen Stumpfſinn“. Sie nahm die Güte des Man-
nes, für den ſie, Freds Meinung nach, lange nicht gut genug
war, als etwas ganz Selbſtverſtändliches hin, ja, es war ge
rade ſo, als hätte ſie ihrem Verlobten eine Gnade damit erwie-

verſtorbenen Diego dy Santos Glauben ſchenken nicht nein
geſagt hatte bei Hans Grönings überſtürzter Werbung.

Jch will dich heiraten, Henrika, hatte er geſagt, dann
brauchſt du dich nicht heimatlos in der Welt umherſtoßen zu
laſſen. Auf meinem Poſten in den Kohlenbergwerken kann ich
dich nicht gut mitnehmen. Ebenſo widerſtrebt es mir, dich, mein
kleines Urwaldmädchen, in eine der großen Städte zu ſetzen bis
zu meiner Rückkehr aus dem Bergwerk. Es kann gut ein Jahr
vergehen bis dahin. Vor allem aber wünſche ich herzlich, daß
du meine Mutter kennen lernſt, Henrika.

So hatte der brave, blonde Hüne geſprochen, und Henrika
hatte zu ſeinen Worten gehorſam mit dem Kopfe genickt und
Fred Delarue hatte dabeigeſtanden mit einem ſarkaſtiſchen
Lächeln. Welch ein echt deutſcher Gemütsmenſch dieſer Hans
Gröning doch hier in Amerika geblieben war. Ein Jdealiſt
unter all den Dollarleute ie das Land hier auszubeuten be-
ſtrebt waren. Es war ein Freude, Hans Gröning anzuſehen.
Tauſendmal ſchade, daß er ſich ausgerechnet dieſes unreife, un-
intelligente Geſchöpf zur Lebensgefährtin ausgeſucht hatte. Es

war eine Beſchützermanie bei ihm, nichts weiter, kalkulierte Fred
Delarue. Ob Frau Gröning in Berlin ſehr erbaut. über dieſe
Schwiegertochter aus Kanada ſein würde Fred erlaubte ſich,
daran zu zweifeln. Wenn er ſeiner Mutter Henrika als Tochter
zuführen würde Fred lächelte, als er, während er Henrika
anſchaute, flüchtig daran dachte. Wie unglaublich plebejiſch ihm
das Mädchen erſchien trotz der Abſtammung von einer ſpani-
ſchen Grandenfamilie. Fred glaubte natürlich kein Wort von der
Mär, die Henrikas Großvater Diego dy Santons, ein Aben-
teurer vom reinſten Waſſer, ſo gern freundlichen Zuhörern auf
getiſcht hatte. Henrika und ſeine, Freds Mutte man konnte
ſich kaum einen größeren Gegenſatz denken. Die verwitwete
Baronin Strodtmann, die in erſter Ehe mit Freds Vater, dem
Groß induſtriellen Delarue, der einer altadligen franzöſiſchen
Emigrantenfamilie angehört hatte, vermählt geweſen war,
war ſeine Frau aus einem hanſeatiſchen Patrizierhauſe und gab
unendlich viel auf äußere Formen, auf tadelloſe Erziehung in

der jetzige Name einen guten Klang.

es einfach mit Delarue verſchmolzen urſprünglich hatte ſich
die Familie de „La Rue“ genannt. Auf dem Weltmarkt hatte

Die Firma ſtand mit
England, Rußland und Amerika in reger Geſchäſtsverbindung.
Fred hatte Luſt gehabt, ſich die neue Welt anzuſehen. Der Zu
fall hatte ihn dort mit Gröning zuſammengeführt. Bei Gelegen
heit einer gefahrdollen Jagd, zu deren Teilnehmern auch Fred
und Gröning gehört hatten, war der Jngenieur der Lebens

Dieſer Umſtand hatte die
ſchnell erwachten und gegenſeitigen Sympathien der beiden
Männer noch erhöht, ſie zu einem Freundſchaftsbunde geſteigert.

Hans Gröning hatte ſich in ſeinem Gefühlsleben eine große

retter des Millionärs geworden.

Kindlichkeit bewahrt. Jn ſeiner Ruhe war Fred, der Jüngere,
ihm oft überlegen. Jeder Menſch muß einmal die größte Tor
heit ſeines Lebens begehen, dachte Fred, als er neben Henrika
auf Deck der „Vineta“ ſiand, ich glaube, der gute Hans hat die
ſeine nun hinter ſich. Der Dampfer näherte ſich ſeiner Anlege
ſtelle.

Noch ein paar Stunden, dann bin ich die Verantwortung
für die unſympathiſche, kleine Perſon los, dachte Fred Delarue
mit einem Gefühl der Erleichterung. Jch komme mir nachge
rade wie ein Menagerieführer vor, fügte er ärgerlich in ſeinen
Gedanken hinzu.

Henrika hatte ſich während der ganzen Reiſe niemandem
unter den Paſſagieren erſter Kajüte angeſchloſſen. Die eine und
die andere der Damen hatte ſie hin und wieder angeredet, um
eine leiſe, gemurmelte Antwort, ein „Ja“ oder ein „Nein* zu
hören. Schließlich hatte es niemand der Mühe wert gehäalten,
ſich um das fremdartige Gſchöpf, das ſchon durch ſeine häßliche
Kleidung auffiel, zu kümmern. Jn der erſten Kajüte herrſchte
ſelbſtredend höchſte Eleganz. Und nun Henrika in ihrem ſchlecht
ſitzenden, ärmlichen Fähnchen mitten unter den Damen, die
dreimal täglich Toilette machten! Henrika hatte gebeten, in ihrer
Kabine ſpeiſen zu dürfen. Sie wäre an der gemeinſamen M
tagstafel ja auch abſolut nicht courfähig geweſen.
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Her Höhe jedes Jahr wiederholen. Bei den werbenden Ver

der

S gefanven. BSpricusgeſchicr ſet, vaz krotz vorſich
er Aufſtellung beim Haushalt der Gemeindeſteuern und
aben die Steuern für Jahr 1918 nicht erhöht zu

werden brauchen. Es iſt dies auch dadurch erreicht, daß die
eigentlichen Kriegsausgaben nicht mehr, wie bisher, teil-
weiſe aus laufenden Mitteln innerhalb des Ordentlichen
Haushaltsplanes gedeckt werden, ſondern daß ſie künftig
auch haushaltungsplanmäßig vorſchußweiſe geführt und be-
ſonders gedeckt werden. Wenn ſich am Jahresſchluß gegen-
über dem Voranſchlag ein erheblicher Ueberſchuß ergeben
Follte, ſo ſteht es dann nach Feſtſtellung dieſes Ueberſchuſſes
den ſtädtiſchen Körperſchaften frei, über deſſen Verwendung
zu beſchließen und ihn gegebenenfalls zur Deckung eines Tei-
les der Kriegsausgaben mit zu verwenden. Da indeſſen die
Hauptrichtlinie bei Anſſtellung eines Haushaltsplanes die
ſein muß, einen Haushaltsplan ſo aufzuſtellen, daß die Or-
dentliche Rechnung in ihren einzelnen Anſätzen in den ver-
ſchiedenen Jahren tunlichſt keinen Schwankungen unterwor-
fen iſt, und daß die ſogenannten Stöße im Haushaltsplan
vermieden werden, erſcheint es richtig, daß derartige Aus-
gaben, wie die Kriegsausgaben ſind, in einer beſonderen
Kriegsrechnung geführt werden. Dafür ſpricht auch, daß viel
leicht doch noch zu erhoffen iſt, daß den Gemeinden von
Stagatswegen ein Teil ihrer Kriegslaſten erſtattet oder daß
ihnen wegen der allmählichen Tilgung der Kriegslaſten be-
ſonders günſtige Bedingungen, beſonders auch wegen der
Ausdehnung der Tilgungszeit gewährt werden. Die Heraus-
nahme der Kriegsausgaben aus der Ordentlichen Rechnung,
ſener der Wegfall des Zuſchuſſes z. B. beim Krankenhauſe,
der infolge der Erhöhung der Verpflegungsſätze jetzt nicht
mehr notwendig iſt, haben es, wie geſagt, ermöglicht, trotz
vorſichtigſter Aufſtellung der Einnahmen aus -truern
bei der bisherigen Steuerfeſtſetzung verbleiben nen

Ueber die Gruudſätze, nach denen der ue wurf
aufgeſtellt iſt, ſei Folgendes mitgeteilt: Bisher war Ein-
teilung die, daß auf der einen Seite der Haushalte u der
Kämmereikaſſe ſtand (A), welcher aber in ſich noch zanze
Reihe Einzelverwaltungen enthiekt, während auf n de
ren Seite die Sonderhaushaltspläne ſtanden. Diefe Tonder
haushaltspläne waren, ganz beſonders, was die ſtädtiſchen
Werke anbetrifft, in dem Gehanken aufgeſtellt, daß, um bei
dem Beiſpiel der Werke zu bleiben, jedes Werk eine in ſich
völlig geſchloſſene Verwaltung bildete, dieſe unabhängig von
der allgemeinen Verwaltung auch in Geldangelegenheiten
ſei und die an die Kämmereikaſſe z. B. nur Ueberſchüſſe in
einer Höhe abführte, wie es im Haushaltsplan des einzelnen
Werkes als für dieſes erſprießlich feſtgeſetzt war. Mehrüber-
ſchüſſe verblieben, wenn nicht beſonders anders beſchloſſen
wurde, dem Werke und wurden gegebenenfalls als Vortrag
in neue Rechnung in das nächſte Jahr übernommen. Da-
durch wurden teilweiſe nicht un beträchtliche Summen den ein-
elnen Werke zur freien Verfügung vorbehalten, während
e der geſetzmäßigen Kontrolle der Stadtverordnetenver-

ſammlung auf dieſe Weiſe nicht unterlagen. Es muß jedoch
der Hauptverwaltung überlaſſen bleiben, wieviel von dem
aus der Zweigſtelle erzielten Ueberſchuß dieſer Zweigſtelle
für ihre beſonderen Zwecke zu überweiſen ſei und es muß ba-
her der geſamte UKeberſchuß zunächſt zur Kämmereikaſſe flie-
en und die ſtädtiſchen Behörden beſchließen gegebenenfalls,
ß von dieſem Ueberſchuß die und die Summe zu ühberwei-

ſen ſei. Aus dieſem Grundſatz ergibt ſich nun, daß alle Sonn
derhaushaltspläne, die mit Zuſchuß oder Ueberſchuß
rechnen, der aus der Kämmereikaſſe zu begleichen iſt, oder der
an die Kämmereikaſſe fließt, ſo aufgeſtellt ſind, nicht mehr, daß
ſie ſich ausgleichen, wie bisher, ſondern daß am Schluß der
Zuſchuß bezw. Ueberſchuß erſichtlich iſt, mit dem ſie in dem
Haupthaushaltsplan der Kämmereikaſſe erſcheinen.

Jnnerhalb der Sonderhaushaltspläne war bisher ein Un-
terſchied weiter nicht gemacht. Künftig iſt nun eine Unter
ſcheidung dahin getroffen, daß der geſamte Haushaltsplan
der Stadt in 4 große Teile zerfällt: 1. Haushaltsplan der
Kämmereikaſſe, 2. Haushaltsplan der ſtädtiſchen Anſtalten,
3. Stiftungshaushaltsplan, 4. Haushaltsplan der Sparkaſſe.
Die Haushaltspläne zu 2 bis 4 gehören nicht zur Kämmerei-
werwaltung der Stadt, ſchließen in ſich ſelbſt mit Einnahme
und Ausgabe in gleicher Höhe ab und unterliegen nicht den
für die Kämmereikaſſe und dem Kämmereihanushalt gegebenen
Vorſchriften. Der Haushaltsplan der Kämmereikaſſe iſt nun
eingeſtellt in den Haupthaushaltsplan einerſeits und die Son-
ſderhaushaltspläne andererſeits. Der Haupthaushaltsplan iſt
lediglich eine Zuſammenſtellung der Ergebniſſe ſämtlicher
Sonderhaushaltspläne der Kämmereiverwaltung und ent-
hält keinerlei Einzelangaben. Die Sonderhaushaltspläne
ſind nun wieder eingeteilt in die Ordentliche Rechnung undLAlußerordentliche Rechnung. Es iſt notwendig, um durch ein
malige große Ausgaben im Haushaltsplan die ſogenannten

töße zu vermeiden, den Haushaltsplan in Ordentliche und
ußerordentliche Rechnung. zu treuen und alle ſich nicht

laufend wiederholenden einmaligen Einnahmen und Ausga-
ben in die Außerordentliche Rechnung zu bringen. Jn dieſe
außerordentliche Rechnung gehören außerdem als Einnahmen
alle etwa ſich ergebenden Ueberſchüſſe des letzten abgeſchloſ-
ſenen Rechnungsjahres. Weiter werden in der Außerordent-

ichen Rechnung alle diejenigen Rechnungen geführt, die im
aufe des Jahres nach Feſtſtellung des Haushaltungsplanes
urch neue Bewilligungen und weue einmalige Ausgaben

xntſtehen.
Außerdem ſind in Außerordentlicher Rechnung diejenigen

eträge zu führen, die z. B. infolge außerordentlich günſti-
er Geſtaltung der Ordentlichen Rechnung für einmalige be-
vondere große Aunsgaben aus der Ordentlichen Rechnung für
olche außervrdentlichen Zwecke zur Verfügung geſtellt wer-
en können. Dieſe außergewöhnlichen Ausgaben gehören

nicht in die Ordentliche Rechnung. Sie erſcheinen daher als
Einnahme aus der Ordentlichen Rechnung in der Außervr-
dentlichen Rechnung und es wird in dem entſprechenden Aus-
gabeanſatz der Außerordentlichen Rechnung entweder alsbald
durch den Haushaltsplanentwurf über ſie verfügt, wie im vor-
liegenden Falle durch Einſetzung einer Summe für die Vor-
arbeiten für den Neubau des Schlachthofes, oder ſie werden

beſonderen Bewilligung der ſtädtiſchen Körperſchaften
vorbehalten und unter dem entſprechenden Anſatz in Außer-
vordentlicher Rechnung geführt. Dieſe Summe für befondere
Bewilligung der Außer ordentlichen Rechnung iſt zu unterſchei-
den von derjenigen Summe, welche zu gleichem Zweck in der
Ordentlichen Rechnung erſcheint. In der Ordeutlichen Rech-
nung iſt diejenige Summe zu führen, welche jahraus jahrein
in ungefähr der gleichen Höhe für ſolche beſonderen Bewilli-
gungen vorausſichtlich gebraucht wird und daher regelmäßig
einzuſetzen iſt. Jn der Außer ordentlichen Rechnung dagegen
können nur Summen zum Anſatz, welche eben nicht regel-
mäßig wiederkehren, ſondern von denen anzunehmen iſt, daß

e vielleicht ein- oder höchſtens zweimal erſcheinen, dann wie
der wegfallen. Die Außerordentliche Rechnung muß ſich daher

bei dem Haushaltsplanentwurf ausgleichen.
Es können nun aber auch innerhalb der einzelnen Ver-

n kltungen regelmäßig beſondere einmalige Ausgaben auf-
tanchen, das eine Jahr dieſe, das andere Jahr jene. Bei der-

artigen Verwaltungen werden auch innerhalb des Sonder-
haashaltsplanes die Ausgaben in dauernde und einmalige

I ereilt und in die einmaligen Ausgaben uur diejenigen ein-
gefett, die ſich bei den Zuſchußverwaltungen in ungefähr glei-

a muß als Grundſatz aufgeſtellt werdendagege:

Ordentlichen Rechnung ſind nun geteilt in Zuſchußverwal
tungen und Ertragsverwaltungen. Zuſchußverwaltungen ſind
diejenigen, die ihrer Art nach ſtändig mit Zuſchüſſen geführt
werden müſſen, während die Ertragsverwaltungen diejeni-
gen ſind, die ihrem Weſen nach dazu beſtimmt ſind, Ueber
ſchüſſe zu bringen. Zu den Ertragsverwaltungen gehören
die Grundeigentumsverwaltung, das Gaswerk, das Waſſer-
werk, das Elektrizitätswerk und die Verwaltung der Ge
meindeſteuern und Abgaben, aus der ja die meiſten Einnah-
men zur allgemeinen Kaſſe fließen.

Bei den Zuſchußverwaltungen ſind nun gegenüber früher
einige Verwaltungen beſonders herausgeſchält, während an
dere zu einem gemeinſamen Haushaltsplan zuſammengezogen
ſind. Jhre Anordnung iſt in der Weiſe erfolgt, daß zunächſt
die Verwaltungen allgemeiner Natur kommen, als da ſind:
Allgemeine Verwaltung, Vermögen- und Schuldenverwal-

tung, Ruhegehalts- und Hinterbliebenenverſorgung. Daran
ſchließen ſich: Armenamt und Kleinkinderverſorgung, denen
folgerichtig die Schulverwaltung, als die nächſte Stufe für die
Fürſorge der heranwachſenden Jugend folgt. Dann kommt
die Bauverwaltung und die zur Erhaltung der Baulichkeiten
beſtehende Feuerwehr, dann das Krankenhaus und die zur
Aufrechterhaltung der Geſundheit dienenden Einrichtungen,
während den Schluß die von der ſtädtiſchen Verwaltung
ſtreng geſondert zu führende Polizeiverwaltung bildet.

Zufammengezogen ſind gegen bisher die Ruhegehalts-
und Hinterbliebenenverſorgung und die Kleinkinderbewahr-
anſtalten und Kinderhorte. Neugebildet iſt die Allgemeine
Verwaltung. Jn ihr werden nur diejenigen Einnahmen
und Ausgaben geführt, welche ganz allgemeiner Natur ſind
d einem Sonderhaushaltsplan nicht untergebracht wer-

en können.
Ein völlig neuer Haushaltsplan iſt der der Bermögens-

und Schuldenverwaltung. Wenn ein klares Bild über die
geſamte Verwaltung der Stadt geſchaffen werden ſoll, ſo iſt
es notwendig, daß ohne weiteres in einem beſonderen Haus-
haltsplan eine einheitliche Zuſammenſtellung aller Vermögen
und Schulden erfolgt. Da es ſich aber hier lediglich um einen
nach kameraliſtiſchen Grundſätzen aufzuſtellenden Haushalts-
plan handelt, kann in dieſem Haushaltsplan der Vermögen-
und Schuldenverwaltung auch nur das in Geld beſtehende
Vermögen und die Geldverpflichtungen der Stadt aufge
nommen werden. Der Wert des ſtädtiſchen Grundeigentums
erſcheint dabei nicht, ſondern muß in dem Ortslagerbuch nach-
gewieſen werden. Bei dieſer Vermögens- und Schulden-
verwaltung wird nun der Zinſendienſt der Bermögensmaſſen
und die Verzinſung und Tilgung der Anleihen für alle Ver-
waltungen einheitlich geführt. Es erſcheinen in der Abtei-
lung A die allgemeinen und die Zweckvermögen mit ihren
Zinserträgen, während die Ausgabe der Abteilung A nach-

weiſt, ob nun dieſe Erträgniſſe den einzelnen Verwaltungen
zugewieſen werden, und welchen, oder ob ſie den betreffenden
Erneuerungsſtöcken uſw. zugeſchlagen werden. Die Abtei-
lung B dieſes Haushaltsplanes enthält die Schulden und
zwar in der Einnahme in der Weiſe, daß dort erfſichtlich iſt,
wieviel die einzelnen Verwaltungen an Verzinſung und

Tilgung der für ſie aufgenommenen Anleihen uſw. erſtatten,
während in der Ausgabe erfſichtlich iſt, welche Höhe die ein-
zeln aufgenommenen Anleihen und Darlehne haben und in
welcher Form ſie aufgenommen ſind.

Der Haushalt der Ruhegehalts- und Hinterbliebenenver-
ſorgung iſt noch in der bisherigen Form aufgenommen.

(Schluß folgt.)

Aus Stadt und Umgebung
Leute, die ich liebe

Der Krieg hat nicht nur viel Tugenden, ſondern auch viel
Schwächen geſtärkt. Er hat eine Reihe typiſcher Erſcheinungen

ten iſt eine Frau Lehmann, die mich ſtets, wenn ſie mir begeg-
net, anhält und mir erzählt: „Nein, denken Sie ſich nur, diefe
Woche gibt es wieder keine Butter, nur Margarine. Und nur
50 Gramm! Aber es ſoll noch ſchlimmer kommen. Jch weiß
es von meinem Vetter, der einen Freund hat, der einen Beamken
von einer Kriegswirtſchaftsſtelle kennt. Jn einigen Wochen
wird die Butter mit Mehl geſtreckt. Ja, ja, ich weiß es aus
beſtimmter Quelle.“

Herr Krauſe iſt paſſionierter Raucher. Neulich kam er auf
mich zugeſtürzt: „Wiſſen Sie ſchon, was mir paſſiert iſt? Nur
5 Zigarren habe ich im Laden bekommen. Und das Heidengeld!
40 Pfennige das Stück! Und nicht genießbar iſt das Kraut.
Wahrſcheinlich ſind es ſchon Hopfenzigarren. Nächſtens werden,
wie mir mein Freund erzählte, auch getrocknete Kirſch- und
Lindenblätter verarbeitet. Jſt das nicht entſetzlich

Frau Meyer hat einen anderen Sport. Sie beobachtet die
Angehörigen ihres Geſchlechts, deren Männer im Felde ſtehen,
ob ſie nicht ein neues Kleid anhaben, ſich einen neuen Hut ge-en haben oder Torte vom Konditor holen. Dann berichtet

ſie dem Mann im Felde, wie die Frau das Geld zu Hauſe ver-
praßt. Natürlich ſchreibt ſie anonym, denn man kann nie
wiſſen.

Anna iſt von Beruf Kellnerin. Da es kein Bier gibt, gehen
die Geſchäfte ſchlecht. Sie ſteht hinter den Gardinen und paßt
auf, ob „er“ nicht bald wieder zu „ihr“ konimt. Endlich kommt er,
geht ins Haus, aber verläßt es ſchon nach zwei Minuten wieder.
Wie ſchade! Der Stammtiſch möchte doch wieder ein Geſchicht-
chen erzählt haben. Aber Anna hat eine gute Phantaſie, ſie
wird ſchon etwas finden!

Mein Freund Emil dagegen iſt eine offene Natur. „Siehſt
du“, ſagte er zu mir, „die Lebensmittel ſind zwar knapp, aber
ich weiß mir zu helſen. Jch habe eine Freundin für Butter, eine
Freundin für Wurſt, eine Freundin für weiße Brötchen, für
Schokolade uſw. Nun fehlt mir nur noch eine Freundin für
Blumen, denn dieſe ſind jetzt auch knapp, und ich muß mir doch
me Lebensmittelfreundinnen bei guter Laune erhalten.“
Freund Emil hat es gut. Aber er iſt ja Junggeſelle, da darf er
ſich ſo etwas ſchon leiſten.

Kürzlich war ich bei Tante Eulalia. Sie war gerade beim
Kaffeetrinken und mit der Vertilgung einer wundbaren Sand-
torte beſchäftigt. Als ich ihr meine Verwunderung ausſprach,
daß ſie noch ſo guten Kuchen backen könnte, meinte ſie mit einem
Seufzer: „Das Brot iſt fo knapp und da muß man es ſtrecken.
Ach ja, die ſchlechten Zeiten

Familie Schulze hatte Kaffeekränzchen. Natürlich muß ein
Gegenſtand das Hauptthema des anregenden Kaffeeklatſches bil-
den. Frau Magdalene Schulze ſtellte feſt, daß „er“ und „ſie“
jetzt ſtändig „zufammen gingen“. Die männlichen Gäſte ent
rüſteten ſich, wie man nur mit ſo einem gehen konnte, der klein
und kugelförmig und noch dazu aus Berlin war. Aber natür-
lich ſo ein Referendartitel lockt. Die weiblichen Anweſenden
fanden es unglaublich, u er an ihr Geſchmack finden konnte,
wo ſie doch aus München, der Stadt, in der die Maler mit ihren

e.Freundinnen in Dachſtuben wohnen, ſtamm

raturumſchwunge bis auf 10 Grad Wärme und

geſchaffen, denen man überall begegnet. Unter meinen Bekann
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mels, und da ſteigt er in ein Abteil 2. Klaſſe, wo ſie ſchon drine enante dannDas Gleichgewicht von Dingsdorf war Jeſtört mat

Die Welt iſt ſo ſchön. Und die Menſchen noch herrlicher!

K.-H. Görbing.

Einberufung des Provinziallandtages.

Der Provinziallandt der i iMai nach Merſeburg perten woran len t um
Ueber Seemine, Torpedo und Unterſeeboot

ſprach geſtern abend Rektor Stoye aus Quedlinburg in ei
nem vom Kaufmänniſchen Verein und Gewerbeverein im
großen Saale des „Tivoli“ veranſtalteten Vortragsaberd mit
Lichtbildern. Der Redner beſprach die Entwicklung der See
mine, erläuterte ausführlich das Modell Whitehegd des Tor
pedos und die erſten Unterſeeboote von Buſhnells und Bauer.
Der Vortrag bot ſehr viel Jnterefſuntes, obgleich verſchiede
nes bereits durch die hier über das Thema des Unterſeeboot-
krieges gehaltenen Vorträge bekannt war. Die Lichtbilder
unterſtützten die leicht faßliche Rede Rektor Stoyes in anſchau
licher Weiſe. Leider war der Beſuch ſehr mäßig, der herzliche
Beifall aber entſchädigte den Reöner.

Vortrag über die Frau im Kriege.
Ende vorigen Jahres hat in Hannover eine Tagung ſtatt

gefunden, in welcher eine Reihe wichtiger Vorträge über das
Arbeitsgebiet der Frau im Kriege gehalten worden ſind, und
die für den Landkreis und die Stadt Merſeburg gemeinſam
durch Fräulein Barow beſucht worden iſt. Fräulein Barow
hat nun das Ergebnis dieſer Tagung zufammengeſtellt und
wird am Sonnabend, den 19. Januar nachmittags
5 Uhr im Vereinszimmer des Gaſthofes Müller, Bahn-
hofſtraße den Vorſtänden und Mitgliedern der hieſigen
Frauenvereine dieſes Ergebnis der Tagung in einem Vor-
trage „Der Einfluß der Frau auf die durch den Krieg be
dingten Verhältniſſe“ zur Kenntnis bringen. Auf Verau-
laſſung des Magiſtrats ladet der Vaterländiſche
h Merſeburg-Stadt ſeine Mitglieder zurTeilnahme an dem Vortrage ein. Möglichſt zahlreiches Er
ſcheinen iſt erwünſcht.

Tivoli- Theater.

Am Freitag findet eine einmalige Aufführung der
überall bekannten reizenden Biedermaier-Luſtſpiels „Com-
teß Guckerl“ von Schönthan und Köppel Ellfeld ſtatt. Das
Stück iſt im gemütlichen Alt-Wiener-Stiel geſchrieb und wird
ſeine Zuſchauer prachtvoll unterhalten. Die Hauptrollen lie-
gen in den beſten Händen, ſodaß der Beſuch wärmſtens emp-
fohlen wird. Sonntag findet die letzte Aufführung der
beliebten und erfolgreichen Operette „Die luſtige Witwe“ ſtatt,
ſodaß dadurch auch dem auswärtigen Publikum Gelegenheit
geboten iſt, ſich dieſe Operette anzuſehen. Nachmittags geht
als Kindervorſtellung das reizende Märchen „Die Prinzeſſin
von Marzipan“ in Szene.

Aus Provinz und Reich
Hochwaſſer in Thüringen.

Eiſenach, 16. Januar. Nach einem plötzliche n Tempe
leichzeitig ein

ſetzenden Gewitterſtürmen und Regenſchauern führen die Flüſfe
aus der Schneeſchmelze des Thüringer Waldes und der Heſſen-
berge große Waſſermaſſen mit ſich. Die Niederungen des Hör-
ſel- und RNeſſetales ſind weit überſchwemmt, die Ortever-
bindungen ſind teilweiſe unterbunden. Das mittlere Werra
tal gleicht bei Gerſtungen einem großen See. Bei Herles-
hauſen hat ſich das Eis am Bahndamm der Strecke Eiſenach
Bebra geſtaut und den Waſſerſtand um 12 Meter gehoben.
Das Waſſer ſteigt fortwährend und hat ſchon jetzt den Stand
des großen Hochwaſſers von 1909 überſchritten.

Eſchwege a. d. Werra, 16. Januar. Jnfolge der durch die
anhaltenden Regenfälle verurſachten Schneeſchmelze in
den Werwrabergen führt die Werra Hoch waſfer und iſt im
raſchen Steigen begriffen. Auch vom Oberlauf der Werra wird
Hochwaſſer gemeldet, ebenſo führt die Fulda Hochwaſſer.
An der Eiſenbahn- Teilſtrecke Leinefelde-- Treyſa der Berlin-
Koblenzer Bahn drangen während der vergangenen Nacht zwi
ſchen den Bahnhöfen Küllſtedt (Eichsfeld) und Effelder (Eichs
feld) gewaltige Waſſermengen aus der Schneeſchmelze in einen
Tunnel ein und überfluteten denſelben in einer Höhe von nahe
zu zwei Metern. Der Verkehr auf dieſer Strecke iſt vorläufig
unterbrochen.

Soldatiſche Jugenderziehung.
Neuhelehung der Jugendkompagnie 361 in Merſeburg.

Ein durch Rundſchreiben vom Verein zur Förderung der Ju-
gendpflege an ſämtliche angeſchloſſenen Vereine gerichtete Auf
forderung, ihre Jugend mitglieder über 16 Jahre bis zum 20.
Lebensjahr der beſtehenden hieſigen Jugendkompagnie zuzu
führen, hatte guten Erfolg. Annähernd 200 Jungmannen
unterſtehen nun nach den eingegangenen Liſten dem Kom
mando. Leider haben die Raſenſportvereine keine Meldun-
gen abgegeben, es ſteht aber zu erwarten, daß auch dieſe ſich
noch anſchließen werden, ſodaß ſich dann die Jungmannen-
ſchar auf weit über 200 Teilnehmer ſtellen wird. Geſtern
abend fand eine Zuſammenkunft der Jungmannen mit ihren
Leiter Oberwachmeiſter Kobbe und Führern im Neuen
Schützenhauſe ſtatt. Kreisjugendpfleger Oberlehrer Hemp-
rich, Bezirksjugendpfleger. Frohne, Vorſitzende des Vereins
zur Förderung der Jugendpflege Dr. Taube und verſchiedene
Vorſtände der angeſchloſſenen Vereine waren zugegen. Der
Jugendkompagnie- Leiter Oberwachmeiſter Kobbe hielt eine
Anſprache, worin er die Richtlinien bekannt gab, unter der
die jetzige Jugendkompagnie geleitet werden ſoll. Anſchlie
hend fand die Gruppeneinteilung in Kameradſchaften ſtatt,
wozu aus deren Mitte die Kameradſchaftsführer ernannt
werden ſollen. Wie in jedem Jahr, findet auch dieſes mal die
übliche Beteiligung an der Kaiſers Geburtstagsfeier ſtatt. S
Wir wollen wünſchen, daß dieſe Neubelebung und Begeiſte
rung der Jungmannen dauernd anhält, damit die Arbeit des
Leiters und ſeiner Führer nicht vergeblich angewandt wird,
zum Wohle unſerer Jugend und des geliebten Vaterlandes.

Jugendrudern.
Eine mitteldeniſche Vertreter- Verſammlung findet am

kommenden Sonntag den 20. d. Mts. in Leipzig ſtatt. Die
Jugendbewegung im Ruderſport iſt, abgeſehen von Berlin,
im Reiche nicht ſo recht vorwärts gekommen. Man war ſich
in Vereinskreiſen über das Wie und Was nicht recht im
Klaren,Sache der am Sonntag in Leipzig zuſammen kommenden
Vertreter der mitteldeutſchen Rudervereine wird es nun ſein
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